
        
            
                
            
        

    
Editorial

Liebe LeserIn,

Die Klimakonferenz in Paris ist zu Ende und die TeilnehmerInnen feiern sich. Eine Vereinbarung wurde getroffen, in dem nicht nur das Ziel bekräftigt wurde, die Erderwärmung auf 2° gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, sondern auch 1,5° anzustreben. Gleichzeitig wurde festgestellt, dass die nationalen Klimapläne nicht einmal ausreichen, die 2°-Grenze zu einzuhalten. Mit prognostizierten 55 Mrd. t CO2 sind sie 25% zu hoch; diese Maßnahmen begrenzen die einer Erwärmung auf 2,7° bis 4,3°. Es scheint fast, als hätten die Konferenzteilnehmer den Artikel „Letzte Ausfahrt Paris“ gelesen. 

Regelmäßige Kontrollen sollen die einzelnen Länder anregen, ihre Klimaschutzziele zu erhöhen. Für die Finanzierung zahlen bis 2025 die Industrieländer jährlich 100 Mrd. $, die folgende, höhere Finanzierung ist aber noch unklar. Schäden durch die Klimaerwärmung („loss and damage“) sind im Abkommen erwähnt, aber Festlegungen ihrer (finanziellen) Regulierung an den USA gescheitert. Erstmals wurde klimabedingte Migration als Problem benannt – ein allererster Schritt, Klimaflüchtlingen politisches Asyl zu gewähren. Wälder und andere Ökosysteme, die der Atmosphäre CO2 entziehen, sollen „bewahrt und erweitert“ werden. Dazu wurde allerdings der umstrittene REDD+-Mechanismus festgeschrieben. Wesentliche Klimaschädiger (Flug- und Schiffsverkehr) sind dagegen nicht erwähnt. Zur Frage, WIE die Treibhausgasemissionen für die einzelnen Länder ermittelt und berichtet werden, wurde ein einheitliches System festgelegt. Beim Aufbau eines solchen Transparenzsystems bekommen Länder, die noch keine Treibhausgas-Buchhaltung haben, Hilfe z.B. vom UBA1

. Doch die Verantwortung für das Erreichen der Klimaschutzziele verbleibt allein bei den Ländern. Unabhängige Kontrollen oder gar Sanktionen gibt es nicht. Konkrete Schritte dahin, dass in der "zweiten Hälfte des Jahrhunderts" „nicht mehr Treibhausgas emittiert [wird], als wieder absorbiert wird“, fehlen.

Grund zum Feiern? JEIN. Erstmals ist es gelungen, nicht nur die bisherigen Bremser beim Klimaschutz (z.B. China, Indien, USA) zur Zustimmung zu bewegen sondern auch das anspruchsvolle – und theoretisch erreichbare – 1,5°-Ziel zu fixieren. Die aufgeführten Mängel der Vereinbarung sind der Preis dafür. Der „Plan für eine emissionsfreie Welt“ zeigt aber, dass es technisch möglich ist.

Vielleicht nicht ganz unbegründet ist die Hoffnung, dass das kapitalistische Profitstreben wirkt: Wenn mit Erdöl und Kohle (langfristig) kein Geld verdient wird, lohnen sich auch langfristige Investitionen nicht mehr. Die Divestment-Bewegung hat mit dem Signal aus Paris weitere Unterstützung bekommen. Vermutlich wird der Prozess zu langsam sein. Doch dass die Verantwortung für die Umsetzung bei den Ländern liegt und sich ihre Regierungen nicht (mehr) hinter anderen verstecken können, eröffnet auch weitere Spielräume für unsere politische Auseinandersetzung auf den Straßen. Am 16. Januar heißt es wieder: „Wir haben es satt!“

Bei dieser und nachfolgenden Aktionen können wir viel tun, „um für andere, die gleiche oder ähnliche Ziele wie wir vertreten, Bündnispartner zu werden“ – wie Dietmar Bartsch im Interview meint – damit wir der „Zivilisation im Spätstadium“ entgehen. 

Passend zur weihnachtlichen Besinnlichkeit macht die Frage nach dem Bösen nachdenklich, während das „Märchen vom Himmlischen Jahrmarkt“ augenzwinkernd Alternativen sucht. 

Schließlich gibt es wie immer in unserer Bücherecke eine Reihe von Anregungen und vielleicht Ideen für verspätete Geschenke. 

Die Redaktion


In eigener Sache

Bericht vom Koordinierungsrat

von Manfred Wolf

Die letzte Sitzung des Koordinierungsrates in diesem Jahr stand wie üblich zum Jahresabschluß im Zeichen einer Wertung dessen, was wir erreichen konnten und einer Vorschau auf 2016. Die Bilanz ist durchaus positiv ausgefallen, da der Arbeitsplan für 2015 exakt abgearbeitet werden konnte mit den Schwerpunkten entsprechend unserer wichtigsten Aufgabe der Informations- und politisch-ökologischen Bildungsarbeit für die Parteimitglieder und alle anderen, die sich für unsere Arbeit interessieren. Diese Arbeit wurde mittels der uns zur Verfügung stehenden Instrumente, unseres Internetauftritts, unserer Zeitschrift, der Broschüren und Flyer getan. Hervorzuheben waren zwei Konferenzen, die die Plattform in diesem Jahr durchführen konnte, nämlich zu Fragen der Energiepreise und zum zerstörenden Wirken des Kapitalismus für Mensch und Natur. Beide Konferenzen waren gelungene Veranstaltungen und gut besucht. Als weniger erfolgreich musste die Verankerung ökologischer Fragen in der Zukunftskonferenz der Partei eingeschätzt werden. Ein Manko für die Übersicht der Arbeit der Plattform ist nach wie vor die Tatsache, dass dem Sprecherrat einschlägige Informationen zur Arbeit aus den Ländergruppen und LAGs fehlen. Anders sieht das für Brandenburg aus, wo die LAG den Sprecherrat einfach in ihren E-Mail-Verteiler aufgenommen hat. 

Der Arbeitsplan für 2016 wurde wie vom Sprecherrat vorgeschlagen bestätigt mit dem Zusatz der Mitarbeit an der Vorbereitung und Durchführung der von der Partei vorgesehenen Friedenskonferenz. 

In einer Debatte um die Form der Delegiertenwahl für den bevorstehenden Parteitag haben vor allem die Sprecher aus den Ländern wieder für die Briefwahl votiert, so dass diese wieder vom Sprecherrat organisiert wird. Wer von den Mitstreitern der Plattform bei dieser Wahl kandidieren will, möge das beim Sprecherrat mit einer Seite zu seiner Person anzeigen. 

Der Sprecherrat wird sich weiter darum bemühen, dass neben unseren Konferenzen auch bei Bundestreffen und Sitzungen des Koordinierungsrates verstärkt politisch-ökologische Schwerpunktfragen diskutiert werden.
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„Kapital zerstört Mensch und Natur“ 

Tagungsbericht von Götz Brandt 

Gewöhnlich veranstaltet die Ökologische Plattform zwei Konferenzen im Jahr. Am 18.4.2015 fand die gut besuchte Tagung „Strompreislügen“ in Paaren/Glien (Brandenburg) statt. Nunmehr hatten wir zur Tagung „Kapital zerstört Mensch und Natur“ am 21.11.2015 nach Berlin eingeladen. Der Sprecherrat der ÖPL wollte angesichts des wachsenden Interesses bei Teilen der LINKEN am Mitregieren antikapitalistische Akzente setzen, wie sie dem Parteiprogramm entsprechen. Die wichtigsten Menschheitsprobleme kann der globale Kapitalismus nämlich nicht lösen: Klimawandel, Welternährungsproblem, Trinkwasserversorgung, Gerechtigkeit in und zwischen den Völkern, Kriege um Rohstoffe, Flüchtlingsströme usw. Aus der Gemengelage der verflochtenen und voneinander abhängigen Probleme hat der Sprecherrat zwei wesentliche Probleme herausgegriffen: Die zunehmende Vergiftung der Menschen und ihre vierfache Entfremdung, vor allem von der Natur, sowie die Zerstörung der Natur, insbesondere durch den Klimawandel. Wir befinden uns da in Übereinstimmung mit Papst Franziskus, der meint: „Die Wirtschaft tötet, sie zerstört die Mutter Erde“. Vom Parteivorstand hört man ähnliche Einschätzungen nicht. Der sieht immer noch vor allem die sozialen Probleme als Mittelpunkt der Parteipolitik. 

Aus der Vielzahl der möglichen Themen wurden nur drei Themen ausgewählt: 

	Wie und wann verändert sich die Erde durch den Klimawandel? Kann der Klimawandel noch verhindert werden? 



	Welche Auswirkungen hat die Vergiftung der Bevölkerung durch Produkte und Technologien der Wirtschaft? 



	Wie wollen wir leben? Die Überwindung der vierfachen Entfremdung der Menschen im Kapitalismus als politisches Ziel. 





Zum Schluss war eine Podiumsdiskussion mit den Referenten unter Leitung von MdB Eva Bulling-Schröter geplant, zu der auch die TagungsteilnehmerInnen Fragen stellen konnten. 
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Zum ersten Thema sprach Dr. Christopher Reyer vom Klimafolgenforschungsinstitut in Potsdam, der zuletzt einen fachgebietsübergreifenden großen Bericht für die Weltbank koordiniert hat, welcher sich mit Klimawirkung und Vulnerabilität (Verwundbarkeit) der Erde befasst hat. Er hatte die Vorgabe, uns über die naturwissenschaftlichen Entwicklungen und Zusammenhänge beim Klimawandel aufzuklären und die Folgen, wenn der Klimagasausstoß weiter so ansteigt wie bisher. Dabei sollten besonders die möglichen Kipppunkte zur Sprache kommen. Diese Aufgabe hat der Referent mittels zahlreicher Folien mit Bravour gemeistert. Er gab einen Überblick zur Entwicklung des Klimawandels, zum gegenwärtigen Stand und möglichen Szenarien in der Zukunft. Die Quintessenz der Forschungsergebnisse seines Institutes ist die Voraussage einer Heißzeit mit allen ihren Haupt- und Nebenwirkungen für die einzelnen Erdgebiete, wenn der Klimagasausstoß weiter so anwächst wie bisher. Besonderen Wert legte der Referent auf die Erläuterung möglicher zukünftiger Kipppunkte, die den Klimawandel beschleunigen oder verschärfen: Waldabholzungen, industrielle Landwirtschaft, Abschmelzen des Eises von Grönland und der Westantarktis, Verstärkung des El-Nino-Klimaereignisses, Versagen des Golfstroms, Methanaustritt aus dem erwärmten Dauerfrostboden, um hier nur einige Kipppunkte ohne Wichtung anzuführen. Es wurde den Zuhörern klar, dass der Klimawandel, weil er irreversibel ist, die wichtigste, gefährlichste und folgenreichste Auswirkung des kapitalistischen Industriesystems ist. Auf der Grundlage dieses Wissens konnte dann jeder Tagungsteilnehmer zu Fragen der Klimapolitik, der Klimadiplomatie, zu Anpassungsmaßnahmen, zur Klimagerechtigkeit, zur Verantwortung der Industrienationen, zu Ausgleichszahlungen, zu Verschmutzungsrechten und zu Verteilungs- und Überlebenskämpfen seine eigene Meinung bilden und Diskussionsbeiträge leisten. Ohnehin waren die Teilnehmer der Konferenz aus den Medien aus Anlass der Pariser Klimakonferenz über diese Problematik weitgehend informiert, sodass das es nicht als Mangel empfunden wurde, dass der Referent zu diesen Problemen keine Ausführungen gemacht hat. Es hätte eines weiteren Vortrages bedurft, um auch diese Probleme zu behandeln. Jedem ist klar geworden, dass dringend gehandelt werden muss, um größeres Unheil von der Menschheit abzuwenden. In diesem Zusammenhang wurde auch auf das neu erschienene Buch des Institutsdirektors des Klimafolgenforschungsinstitutes Prof. Schellnhuber hingewiesen, das den bezeichnenden Titel „Selbstverbrennung“ hat. 
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Das zweite Referat wurde von Björn Schering, einem Mitarbeiter der Bundestagsabgeordneten Karin Binder, gehalten. Karin Binder, die wir als ernährungspolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion dafür gerne gewonnen hätten, war durch den Landesparteitag in Baden-Württemberg leider verhindert. 

Bereits Karl Marx hatte darauf hingewiesen, dass das Kapital letztendlich auch den Menschen zerstören wird. Das erfolgt nicht nur durch verstärkte Ausbeutung und Selbstausbeutung, sondern auch durch die konsumorientierte Lebensweise sowie die konsumierten Produkte selbst. Je komplexer und globaler die Wirtschaftskreisläufe werden, umso weniger sind die Monopole national kontrollierbar, umso weniger können die Folgen von Produktwirkungen für den Menschen nachvollzogen werden. Konzerne verzichten nicht auf Schadstoffe in ihren Produkten, wenn sie technologische Vorteile haben, es sei denn, sie werden dazu gezwungen. Eine große Lobbyistenschaar versucht, das immer wieder zu verhindern, meist mit Erfolg. Kriminell wird es dann, wenn krankmachende Zusätze eingesetzt werden, um die Produkte noch rentabler zu machen. Der Referent teilte seine Ausführungen in zwei Bereiche ein: Lebensmittel und Bedarfsgegenstände. Bei Lebensmitteln geht es um chemische Gifte und biologische Verunreinigungen. Dabei werden chemische Gifte oft eingesetzt, um biologische Verunreinigungen, wie zum Beispiel Bakterien, zu verhindern. Bei den Bedarfsgegenständen gibt es ebenfalls chemische Gefahren, aber auch mechanische und elektrische. 

Immer wieder gibt es Lebensmittelskandale, vor allem durch unsaubere Erzeugungsketten, bei denen zum Beispiel Salmonellen, Listerien, Kolibakterien, Noroviren oder Schimmelpilze eine Rolle spielen. Bei den Lebensmittelskandalen sind es immer wieder die globalen und industriell organisierten Lebensmittelketten, die auffallen. Oft werden diese Skandale nicht restlos aufgeklärt oder durch die zuständigen Behörden vertuscht. Manchmal sind mehrere 1000 Menschen betroffen, und es gab zahlreiche Todesfälle. 

Bei den chemischen Schadstoffen, die in unsere Lebensmittel gelangen, ist die Ursache manchmal die industrielle Landwirtschaft, die Pflanzenschutzmittel und Medikamente in den Nahrungskreislauf bringen. Das können Dioxine, Schwermetalle, Nanostoffe oder sogar Radioaktivität sein. Da die Schadstoffe oft in kleinen Dosen über Jahre hinweg in unseren Körper gelangen, werden die Schadstoffgrenzen oft erst nach Jahren im Körper erreicht und zusätzlich kommt noch als Gefahr die Wechselwirkung der Schadstoffe hinzu. 

Björn Schering wählte das Rundum-Unkraut-Vernichtungsmittel Glyphosat als Beispiel. Lange wurden die negativen Auswirkungen unter den Tisch gekehrt, aber neuerdings wurde festgestellt, dass dieses Herbizid Krebs auslösen und es zu Hormon- und Nierenschäden sowie zu Störungen des Immunsystems führen kann. Dennoch wurde dieses Mittel in Europa erneut zugelassen, auch, weil der Hersteller Monsanto unbedenkliche Studien eingereicht hatte. Keiner kann sich Glyphosat entziehen, weil es in der Landwirtschaft flächendeckend eingesetzt wird. Auch bei Stadtbewohnern wurde das Herbizid im Urin nachgewiesen. 

Eine ähnliche Situation gibt es bei den eingesetzten Nanostoffen, die seit längerem auch in Lebensmitteln eingesetzt werden und bestimmte Eigenschaften von Produkten, z.B. Fließfähigkeit von Ketchup, verbessern können. Nanostoffe können zellschädigend sein und Krebs auslösen. Es gibt aber kein verlässliches Nachweisverfahren, und die Gesundheitsämter sind deshalb machtlos. Auch Aluminium sowie Blei und andere Schwermetalle können in den Nahrungskreislauf gelangen. Sie greifen vor allem das Nervensystem und das Gehirn an. Zum Beispiel sollte man Kaffeeautomaten und Laugenbrezeln meiden. 

Auch Spielzeuge können krank machende Stoffe enthalten. Das ist besonders gefährlich, weil Kinder empfindlich auf Giftstoffe reagieren. Bei fast einem Viertel unserer Spielzeuge wurden Schadstoffe freigesetzt, die in ihrer Menge über den zulässigen Grenzwerten liegen. Nur ein Fünftel der Spielzeuge ist frei von gesundheitsschädlichen Chemikalien. Da über die Hälfte der Spielzeuge importiert werden, meist aus China, kann auf den Herstellungsprozess kein Einfluss genommen werden. Es geht hier nicht nur um Weichmacher in den Plastikspielzeugen, sondern auch um Schwermetalle in Lacken und Klebern. Schon in winziger Menge sind diese Stoffe krebserregend und lösen Allergien aus. 

Ein weiteres aktuelles Beispiel für Profit-gesteuerte Gesundheitsgefährdung ist der systematische Betrug beim Schadstoffausstoß von Autos bei VW. Der überhöhte Stickstoffausstoß führt jährlich zu tausenden Todesfällen. Die Vorgaben zum Klimaschutz werden unterlaufen. 

Immer wieder kann man feststellen, so Björn Schering, dass vermeidbare Risiken durch die Industrie nicht behoben werden, weil der Betriebsgewinn höher bewertet wird als die Gefährdung der Verbraucher. Mit dem TTIP-Vertrag wird das Prinzip „Gewinn vor Gesundheit“ zukünftig zum Standard erhoben, da die Unternehmen dann noch mehr Rechte und Einfluss erhalten als gegenwärtig. Das Problem des Krankmachens durch Produkte ist demnach im kapitalistischen System verankert. Den Tagungsteilnehmern wurde empfohlen, auf Bioprodukte auszuweichen, wenn der Geldbeutel das erlaubt. Wer arm ist, muss früher sterben. 
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Der Vortrag von Prof. Elmar Altvater mit dem Thema: „Wie wollen wir leben? Die Überwindung der vierfachen Entfremdung der Menschen im Kapitalismus als linkes politisches Ziel“ wich von der Zielvorgabe ab. Zwar spielte die Entfremdung des Menschen von der Natur eine Rolle, aber im Vordergrund des Vortrags stand die Energieversorgung der Gesellschaft in ihrem historischen Kontext. Er gab seinem Vortrag den Titel: „Wachstum, Ungleichheit und Klimakollaps. Gibt es Auswege aus der ökosozialen Krise des Kapitalismus?“. 

Elmar Altvater stellte klar, dass ein Ausweg nur möglich ist, wenn der bisherige Wachstumspfad verlassen wird, wenn die Produktionsweise geändert wird, wenn das Energiesystem transformiert wird, wenn also die Entfremdung von Mensch, Gesellschaft und Natur überwunden werden. Auswege aus der Krise sind notwendig, weil die Erde endlich ist und die Natur Grenzen hat. Wird das nicht beachtet, sind unsere Lebensgrundlagen gefährdet. Der Widerspruch zwischen der begrenzten Natur und der unbegrenzt wachsenden kapitalistischen Wirtschaft muss gelöst werden. Um den Temperaturanstieg auf 2° zu begrenzen, müssen der Energie- und Ressourcenverbrauch reduziert werden. Beim Primärenergieverbrauch um 50 %, bei den nicht erneuerbaren Rohstoffen um 80 %. Es entstehen dann neue Bedingungen für das gesellschaftliche Leben. Bisher haben die fossilen Energieträger das Raum- und Zeitregime völlig verändert und das Verhältnis von Markt und Gesellschaft ebenso. Das muss in einem Transformationsprozess verändert werden. Die Zeiten der billigen Arbeitskraft, der billigen Nahrungsmittel, der billigen Energie und des billigen Materials sind mit dem Wegfall fossiler Energieträger vorbei. Das Kapital stößt an natürliche Grenzen (Peak Oil, Klimawandel, Nahrungskrise). Die Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums wird immer ungerechter. Der Finanzmarkt führt ein Eigenleben und belastet die Wirtschaft. Das kapitalistische Weltsystem gerät in Gefahr, weil von den Ressourcen immer weniger da ist, die Emissionen des Produktionsprozesses die Natur immer mehr beeinträchtigen und das durch eine „Effizienzrevolution“ nicht zu ändern ist. 
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Der Widerspruch im gesellschaftlichen Naturverhältnis ist geprägt vom „grenzenlosen“ Wachstum in Zeiten des finanzgetriebenen neoliberalen Kapitalismus und der Natur mit ihren begrenzten Möglichkeiten. Das führt zu Grenzen im Verbrauch der Gebrauchswerte und der Befriedigung der Bedürfnisse. Die Vorteile der fossilen Energieträger gehen verloren: der enorme Anstieg der Arbeitsproduktivität, der Wohlstand in den Industrienationen, keine Rücksichtnahme auf Naturprozesse. Daher kann zukünftig nur noch die Befriedigung der elementaren Bedürfnisse Ziel der Produktion seien. Es besteht die Gefahr, dass der Kapitalismus den Kollaps des Erdsystems in Kauf nimmt und die Neigung zum Geo-Engineering zunimmt. Dadurch will das Kapital Kipppunkte und Ressourcenerschöpfung hinauszögern und macht gleichzeitig die Erde unbewohnbar. Es ist unmöglich, das westliche energieintensive Konsum- und Mobilitätsmodell global einzuführen. Der kapitalistische Konkurrenzdruck und die Profitgier werden die Erschöpfungsprozesse in der Natur weiter beschleunigen. Die Entwicklungslogik einer kapitalistischen Ökonomie ist mit den natürlichen Abläufen letztendlich inkompatibel. Wohlstand wird immer teurer und mit zunehmenden Missständen erkauft. Die Grenzen der Natur werden für die Menschen immer mehr durch Mangelerscheinungen erfahrbar, die sich aus Eingriffen in die Natur bei der Überlastung der Natur ergeben. Es ist höchste Zeit das „Kapitalozän“ (treffender als der Begriff „Anthropozän“) zu beenden, bevor bei allen wesentlichen planetarischen Grenzen die Zulässigkeit überschritten wird. Die Zukunft wird solar und solidarisch sein müssen mit niedrigeren Steigerungsraten der Produktivität. Die regionale und lokale Organisation von Solidarität in Genossenschaften muss in Gang gesetzt werden. Die Normensetzung muss durch die Gesellschaft und den Staat und nicht durch Privateigentum und Markt erfolgen. Die Finanzmärkte müssen reguliert werden. Öffentliche Güter gehören in die Kommunen. Die Lebensweise muss radikal verändert werden. Soweit die Schlussfolgerungen von Elmar Altvater als Ausweg aus der gegenwärtigen Krise. 
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Ein Abschlusspodium unter Leitung der ehemaligen Vorsitzenden des Umweltausschusses des Bundestages der Bundestagsabgeordneten Eva Bulling-Schröter rundete die Veranstaltung ab. Sie stellte den Rednern eine Reihe von Fragen, die zu näheren Erläuterungen bei Teilen ihrer Vorträge führten. Zu einer in die Tiefe gehenden Diskussion zwischen den vier TeilnehmerInnen auf dem Podium und zwischen Podium und Auditorium kam es hingegen nicht. Im vorrangigen Interesse der Gäste standen Gesundheitsfragen. Die standen ihnen aus verständlichen Gründen viel näher als die abstrakteren Fragen der Energieversorgung mitsamt ihren gesellschaftspolitischen Implikationen. 


Interview mit Dietmar Bartsch
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Globale Fragen 

(an den Wirtschaftswissenschaftler)

Welche Vorschläge hast Du, die Finanzierung der Realwirtschaft von der spekulativen Finanzblase zu trennen und die Realwirtschaft zu stabilisieren und zu sichern? 

Die Rolle des Finanzsektors muss die eines Dienenden für die Gesellschaft und die Wirtschaft werden. Dazu gehört, dass Banken vergesellschaftet, also öffentlicher Kontrolle unterstellt werden und in ihrem Handeln wieder zum ursprünglichen Zweck von Banken zurückkehren. Nach der Krise, die mit der Pleite von Lehman Brothers ausbrach, ist diesbezüglich viel zu wenig geschehen. Bis heute gibt es beispielsweise keine Finanztransaktionssteuer, die auf möglichst viele Finanzgeschäfte angewendet wird. Noch immer gilt auf den Finanzmärkten „Erlaubt ist, was nicht ausdrücklich verboten ist“. Dieses Prinzip muss umgekehrt werden. Erst wenn ein Finanz-TÜV die Unschädlichkeit und einen möglichen Nutzen von Finanzmarktprodukten bestätigt hat, darf das Produkt auf den Markt. 

Und, erst wenn es finanziell und auch steuerlich nicht mehr attraktiver ist, in Finanzmarktprodukte statt in die Realwirtschaft zu investieren, lassen sich Tendenzen zur permanenten Entkopplung der Finanzmärkte von der Realwirtschaft eindämmen. 

Welche Chancen hat eine linke Politik überhaupt gegen die Macht der (internationalen) Finanzmafia (siehe Griechenland)? 

Fakt ist leider, dass die allermeisten Aktivitäten, die auf den globalen Finanzmärkten stattfinden, legal sind. 

Neben den Dingen, die ich bereits in der vorangegangenen Frage genannt habe, kommt noch ein Aspekt hinzu. Der internationale Finanzmarkt ist auch deshalb so aufgebläht und überdimensioniert, weil sich weltweit die Schere zwischen Arm und Reich immer weiter geöffnet hat und weil immer mehr Geld nach Kapitalisierungsmöglichkeiten sucht. Nur in sehr wenigen entwickelten Staaten der Welt sind die Vermögen ungleicher und ungerechter verteilt als in Deutschland. Das ist das Ergebnis von Politik, vor allem der Steuerpolitik. 

Auch unter dem Gesichtspunkt der Bekämpfung der negativen Tendenzen aufgeblähter Finanz- und Kapitalmärkte ist eine Umverteilung dieser Reichtümer im Interesse des Gemeinwohls unerlässlich. Die Vorschläge der LINKEN für eine gerechte Steuerpolitik dienen auch diesem Ziel. 

Was Griechenland betrifft, muss man konstatieren, dass die Regierung unter Alexis Tsipras mit ihrem Forderungen zur Überwindung der Krise im eigenen Land am politischen Mainstream der EU weitgehend gescheitert ist. Der maßgeblich von Deutschland bestimmte Austeritätskurs gekoppelt mit den Auflagen für Griechenlandhilfen, haben für große Teile des griechischen Volkes verheerende soziale Auswirkungen. 

Sachlichkeit und Realismus gebieten, dass von einer „Entmachtung der Finanzmafia“ unter den derzeitigen nationalen und internationalen Kräfteverhältnissen nicht die Rede sein kann. 

Allerdings ist mit der millionenfachen Flucht von Menschen vor allem nach Europa eine Situation entstanden, in der gerade die LINKE immer wieder die Rolle der Politik, auch der Finanzpolitik sowohl als Teil zur Bewältigung der Herausforderungen herausstellt. Hier entstehen m.E. auch neue Möglichkeiten zur Korrektur des vorherrschenden politischen Kurses. 

Gibt es Deiner Meinung nach eine absolute Entkopplung des Wirtschaftswachstums (BIP) vom Ressourcenverbrauch in dem Maße, das ausreicht, den multiplen Krisen der Menschheit mit Aussicht auf Erfolg zu begegnen? 

Ob es diese Möglichkeit gibt, in dem Sinne, dass theoretisch denkbare/wünschenswerte Entwicklungen auch praktische Politik werden, hängt immer auch von den politischen Mehrheits- und Kräfteverhältnissen ab. 

Tatsache ist – um bei Deutschland zu bleiben – dass noch viel zu tun bleibt. Die von der Bundesregierung verkündete Nachhaltigkeitsstrategie wird nahezu alle ihre Ziele nicht erreichen. Die für 2020 im Vergleich zu 1994 angestrebte Verdopplung der Rohstoffproduktivität wird voraussichtlich nur zu 60 Prozent gelingen. Bei der Energieproduktivität wird das Ziel Verdopplung der Produktivität im Vergleich der Jahre 1990 und 2020 verfehlt. Ich will hier gar nicht den Eindruck erwecken, als sei ich Experte in diesen Fragen. Aber, die aktuellen Flüchtlingsströme in der Welt machen eines ganz deutlich: Ohne eine Korrektur jener Politik, die den Reichtum und Wohlstand eines Teils der Welt zu Lasten der Bevölkerung im Süden / der sogenannten Dritten Welt produzieren, werden die dringend erforderlichen ökologischen Parameter nicht zu erreichen sein. 

Ressourcenverbrauch und Belastung der Erdatmosphäre lassen sich auch ohne nachhaltige Reduzierung des Sozialprodukts reduzieren. Das wiederum bedeutet endlich eine gerechte Verteilung der Reichtümer dieser Welt. Und dann kommt man zu Themen wie gerechte Weltwirtschaftsordnung, TTIP und CETA u.a.m. 

Sind „globale Gerechtigkeit“ (z.B. Ressourcenverbrauch, Konsumtion) und „soziale Gerechtigkeit in Deutschland“ ohne sinkende Durchschnittseinkommen in Deutschland miteinander vereinbar? Wie geht das? 

Seit Jahrzehnten geht das Wachstum der entwickelten Industriestaaten vielfach auf Kosten des globalen Südens. Dortige Armut und fehlende Zukunftschancen sind Folgen dessen, wie wir produzieren und konsumieren, und der ungerechten Weltwirtschafts- und Welthandelsbeziehungen. Diese Ungerechtigkeiten müssen als erstes überwunden werden, damit die Menschen in den Ländern des Südens Zukunftschancen in ihrer Heimat bekommen.

Es ist m.E. auch falsch, die sog. „globale Gerechtigkeit“ und Gerechtigkeit in Deutschland in einer Konkurrenzsituation zu sehen. 

Die Auseinandersetzung um weltweit mehr Gerechtigkeit findet zwischen oben und unten, zwischen dem einen Prozent der Bevölkerung, das über unermesslichem Reichtum verfügt, und dem Rest der Welt statt.

Gleichbleibende oder gar sinkende Durchschnittseinkommen in Deutschland wären Ausdruck weiteren Fortbestehens von sozialer Ungerechtigkeit in unserem Land.

Die UNO hat prognostiziert, dass von den 1,1 Milliarden Bewohnern von Afrika durch den Klimawandel 700 Millionen in ihrer Existenz gefährdet sind. Gegenwärtig kommen als Asylbewerber vorrangig junge Männer aus Afrika, die hier arbeiten wollen. Wenn durch den Klimawandel in Afrika eine Völkerwanderung nach Europa erfolgt, welche Politikansätze vertrittst Du in dieser Frage? 

Menschen, die in Deutschland auf Grund teilweise katastrophaler Lebensbedingungen im ihrem Land infolge des Klimawandels stellen, haben kaum Chancen, als Asylberechtigte anerkannt zu werden. Für die Gewährung des im Grundgesetz festgeschriebenen Asylrechtes gelten im Kern die Regelungen der Genfer Flüchtlingskonvention. Die, das muss man so hart formulieren, kennen die Asylgründe Armut und Elend nicht.

Derzeit kommen – auf welchem Weg auch immer – vor allem Menschen aus Ländern, in denen Kriege oder Bürgerkriege toben. Es gibt die Völkerwanderung aus Afrika nach Europa aus Gründen des Klimawandels nicht.2

 Hinsichtlich der Asylpolitik haben die LINKE und auch die Bundestagsfraktion klare Positionen, die selbstverständlich auch meine sind. Wir müssen aber, davon bin ich überzeugt, die Entwicklungen der weltweiten Flüchtlingsströme sehr aufmerksam beobachten und analysieren und unsere Positionen und politischen Forderungen auch stets im Einklang mit den realen Erfordernissen vertreten.


Fragen zur Politik DER LINKEN

In einer Veranstaltung auf der Zukunftswoche wurde die Meinung geäußert, dass wir ein steigendes BIP brauchen, damit die Einkommen nicht sinken. Ist das so? Muss das BIP steigen, damit wir unsere sozialpolitischen Ziele erreichen? 

(Anmerkung: Es geht hier um das „Müssen“. Dass wir unsere sozialpolitischen Ziele bei steigendem BIP leichter erreichen können, steht außer Frage.) 

Ich war bei jener Veranstaltung nicht dabei, deshalb kenne ich den Kontext der Meinungsäußerung nicht. 

Ich glaube, dass die Verabsolutierung steigendes BIP vs. mehr soziale Gerechtigkeit nicht zielführend ist. Zum einen deshalb nicht, weil die Kennziffer BIP noch nichts über ihre qualitative Zusammensetzung sagt. Ganz vereinfacht: Mir leuchtet nicht ein, das nachhaltiges Wachstum zwingend mit niedrigerem oder konstantem BIP verknüpft ist.

Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass schon heute, also mit dem heute geschaffenen gesellschaftlichen Reichtum mehr soziale Gerechtigkeit möglich wäre. Das setzt voraus, dass die Politik endlich den Mut aufbringt, und bei den Superreichen und Konzernen einen Teil des Geldes abzuholen, der im Interesse des Gemeinwohls und für mehr soziale Gerechtigkeit in den öffentlichen Haushalten von Bund, Ländern und Kommunen dringend benötigt wird.

Unter der Annahme, dass wir uns darin einig sind, dass Energie- und Materialverbrauch in den entwickelten Industrieländern absolut sinken müssen, um eine global gerechte Entwicklung überhaupt zu ermöglichen: Warum kämpft DIE LINKE in tagespolitischen Fragen nicht gegen den Wachstumswahn der anderen Parteien? Haben wir keine konkreten Alternativen? Wann wollen wir damit anfangen? 

Es stimmt nicht, dass wir keine eigenständigen Ideen und politischen Alternativen hätten. Ich verweise neben den entsprechenden parlamentarischen Initiativen insbesondere auf das maßgeblich durch Abgeordnete und Mitarbeiter der Fraktion ins Leben gerufene Projekt PLAN B „Das Rote Projekt für einen sozialökologischen Umbau“.

Hier können und müssen wir noch zulegen. 

Ich will aber auch ein Beispiel nennen für unsere alternativen Politikansätze in der Frage Verkürzung der Arbeitszeit und der Umverteilung der vorhandenen Arbeit auf Menschen, die ansonsten aufgrund des Produktivitätsfortschritts arbeitslos werden würden. Auf diesem Wege könnte auch der Druck für weiteres Wachstum zumindest aus Sicht der Beschäftigung gemildert werden. Das wird aber nur funktionieren, wenn die Menschen durch eine Umverteilung des Reichtums keine drastischen Einkommensverluste hinnehmen müssten. Das verdeutlicht einmal mehr: Die ökologische Frage ist eine zutiefst eine soziale. 

Die Umverteilung und der weitgehende Verzicht auf Luxus, Rüstung, Großprojekte wie Stuttgart 21 oder Prachtbauten würden es auch ermöglichen, neue Arbeitsplätze zu finanzieren, die in ressourcenleichten Bereichen angesiedelt sind. Bildung, Pflege und Kultur beispielsweise.

Was die Produktion selbst angeht, so ist natürlich die Energiewende samt nationalem Kohleausstieg ein wichtiger Baustein. Die LINKE setzt sich für eine Regionalisierung von Wirtschaftskreisläufen ein, um weniger Verkehr und somit weniger Ressourcenverbrauch und Treibhausgasemissionen zu produzieren. 

Sind Initiativen zur Erhöhung der Energie- und Materialeffizienz notwendig, scheitern beziehungsweise verpuffen sie aber oft durch das Wachstum, welches die Erfolge wieder auffrisst. Insofern werden wir wahrscheinlich irgendwann nicht mehr an einer Mengensteuerung von strategischen Rohstoffen vorbei kommen. Das klingt für viele nach zentraler Planwirtschaft, ist aber nichts anderes als der praktizierte Emissionshandel bei den Treibhausgasen. 

Für die beschriebenen alternativen Entwicklungspfade lohnt es sich zu kämpfen und zu streiten, und das tut die LINKE, in Parlamenten und außerhalb.

Ob der "sozial-ökologische Fahrplan" in der profitdominierten kapitalistischen Logik, der starken Fetisch-Wirkung von Konsum-Massenwaren ("Geiz ist geil") auf einen Großteil der (arbeitenden und nicht-arbeitenden) Bevölkerung und unter den herrschenden Machtverhältnissen umsetzbar ist, das steht auf einem ganz anderen Blatt. Dafür zu kämpfen aber lohnt sich immer!

Nicht erst Naomi Klein hat in ihrem Buch „Die Entscheidung: Kapitalismus vs. Klima“ gezeigt, dass das Zeitfenster zum Umsteuern der Wirtschaft immer kleiner wird. Wie ist DIE LINKE auf dieses Problem strategisch vorbereitet? 

Die Thesen Naomi Kleins sind eine Steilvorlage für DIE LINKE. Wir sind die einzige Partei im Bundestag, die sich für grundlegende Veränderungen bei der Art und Weise des Wirtschaftens einsetzt. Schon vor zwei-drei Jahren haben sich in der Bundestagsfraktion Wirtschafts- und Umweltpolitikerinnen zusammengesetzt und im PLAN B, dem roten Projekt für einen sozial-ökologischen Umbau, aufgezeigt, wohin die Reise langfristig gehen müsste. Ich glaube, da unterscheiden wir uns kaum von dem, was Naomi Klein vorschlägt. Gerade sind wir dabei, die langfristigen Visionen des PLAN B herunter zu brechen. Welche Weichen müssen in den kommenden Jahren gestellt werden? Wo können wir die Wirtschaft heute schon umsteuern, sei es durch eine stärkere Rolle von Stadtwerken, also der öffentlichen Hand, bei der Energiewende oder durch andere Formen der Mobilität, gefördert durch einen Nulltarif im öffentlichen Verkehr. Gerade weil die Zeit drängt, sind möglichst konkrete Beispiele für einen wirklichen Einstieg in einen sozial-ökologischen Transformationsprozess wichtig.

Wie erklärst Du Dir die Diskrepanz zwischen den Zielen des Parteiprogramms, in dem der sozial-ökologische Umbau als wesentliche Querschnittsaufgabe in allen Politikbereichen gefordert wird und der praktischen politischen Arbeit sowohl im Parteivorstand als auch in der Fraktion, in der die soziale Frage eindeutig im Mittelpunkt der politischen Arbeit steht und die ökologischen Fragen sträflich vernachlässigt werden? Was ist dagegen zu tun? 

DIE LINKE ist die Partei der sozialen Gerechtigkeit. Diese Kompetenz sprechen uns die Wählerinnen und Wähler zu und diesen Anspruch haben wir auch. Ich hielte es für grundfalsch, die ökologische und die soziale Frage gegeneinander ausspielen zu wollen, wie Eure Frage suggeriert. 

Es ist doch klar, dass in Zukunft klassische linke Forderungen wie die nach Gleichheit und Gerechtigkeit unabdingbar mit der ökologischen Frage verbunden sein werden. Internationale Gerechtigkeit wird ohne Bekämpfung des Klimawandels nicht möglich sein. Aber dies gilt auch anders herum: der ökologische Umbau wird nur dann die notwendige gesellschaftliche Akzeptanz erhalten, wenn er sozial ausgestaltet wird. In der Bundestagsfraktion versuchen wir deshalb ja seit geraumer Zeit mit unserem Projekt PLAN B, dem roten Projekt für einen sozial-ökologischen Umbau, aufzuzeigen, dass mehr Ökologie, mehr Gerechtigkeit und mehr Demokratie Hand in Hand gehen können, ja müssen. 

Insofern sehe ich es auch keineswegs so, dass wir ökologische Fragen „sträflich vernachlässigen“ würden. Vor meiner Wahl zum Fraktionsvorsitzenden war ich viele Jahre Mitglied eines Arbeitskreises der Fraktion, in dem Umweltpolitik, aber auch Verkehrs-, Energie- und Agrarpolitik angesiedelt ist. Auch von daher weiß ich, dass wir in fast jeder Sitzungswoche einschlägige Anträge in den Bundestag einbringen. 

Dass wir mit unseren Arbeiten zum sozial-ökologischen Umbau in der Öffentlichkeit nicht auf die gleiche Resonanz stoßen wie bei sozial- oder friedenspolitischen Fragen steht nochmal auf einem anderen Blatt. Das ist jedoch nur bedingt von uns beeinflussbar. Und dass wir unsere Positionen in Regierungsbündnissen auf Landesebene nicht immer durchsetzen können, liegt auch meist am Koalitionspartner, einer wenig zukunftsorientierten SPD. Dagegen helfen nur Beharrlichkeit und das Bohren dicker Bretter. Und parteiintern kann es sicher nicht schaden, wenn Ihr als Ökologische Plattform die Mitglieder der Fraktion oder des Parteivorstands hin und wieder auf die im Parteiprogramm verankerte „Zentralität der ökologischen Frage“ deutlich hinweist.

Die Rohstoffversorgung der Industrie wird immer schwieriger. Deutschland will in der Tiefsee Metalle gewinnen. Der Aufwand für den Abbau wird immer höher, der Erzgehalt immer niedriger. 

Reicht der Antrag der Linksfraktion „Ressourcenschutz durch Vorgabe einer Mindestnutzungsdauer für technische Produkte“ aus oder wäre nicht das französische Gesetz gegen geplante Obsoleszenz aufzugreifen? Wie kann es auf diesem Gebiet weiter gehen? 

Geplante Obsoleszenz, also eine vom Hersteller geplante, absichtliche Verringerung der Lebensdauer von Produkten ist im Zweifelsfall schwer bis gar nicht nachweisbar. 

Unter dem Deckmantel, über Qualitätsstandards zu reden, findet oft Täuschung der Verbraucher statt. Da wird dann mit dem Vehikel Mindestneuerungsrate bestimmter Produkte seit je her ein sogenannter „Wachstumsmotor“ bestimmter Industriezweige angeworfen. 

Unser Ansatz ist, neben einem Verbot geplanter Obsoleszenz, vor allem Mindesthaltbarkeiten beispielsweise für Elektrogeräte zu fordern. Fünf Jahre muss eine Waschmaschine mindestens halten. Das Kreislaufwirtschaftsrecht gibt uns weiteren Handlungsbedarf. Problematisch sind beispielsweise Neuregelungen des Elektroaltgerätegesetzes (ElektroG). Dort wurde im Juli dieses Jahres eine Mindesterfassungsquote beschlossen. Die bedeutet aber im Klartext, dass Kommunen ihrem gesetzlichen Auftrag zur Sammlung von Altgeräten nur nachkommen können, wenn ein Teil der verkauften Geräte eine möglichst kurze Lebensdauer hat.

So wird der Verkauf von Schrott in Elektromärkten angereizt. Das beißt sich mit jedem Engagement für Ressourcenunabhängigkeit und Ökologie. Mangelnde Qualität oder Obsoleszenz beschert Verbrauchern Zusatzkosten von 100 Mrd. Euro jährlich, allein in Deutschland.

Der Kohlendioxidgehalt der Luft erreicht neue Höchstwerte und wird entsprechend allen Prognosen die Grenzwerte überschreiten, die Klimaforscher als Haltepunkte identifiziert haben, um eine Klimakatastrophe zu verhindern. In Deutschland verwüsten Tornados erstmalig Kleinstädte. Warum gelingt es DER LINKEN nicht, die LINKEN in den Landesregierungen auf eine Antikohlenpolitik zu orientieren? Oder anders gefragt: Wie ist der Widerspruch zwischen Pluralität, föderaler Struktur DER LINKEN und notwendigem geschlossenen Handeln aus Deiner Sicht zu lösen? (Auf dem Bielefelder Parteitag hast Du betont: „Wir sind erfolgreich, wenn wir zusammenstehen.“) 

In Thüringen kann uns bislang nicht vorgehalten werden, eine Pro-Kohle-Politik zu betreiben. Im Gegenteil: Bodo hat schon vor Jahren als Fraktionsvorsitzender im Thüringer Landtag die Notwendigkeit, aber auch die Chancen einer konsequenten Energiewende hervorgehoben. Thüringen zeigt auch die Vorteile auf, stärkste Kraft in einem Regierungsbündnis zu sein. In Brandenburg wiederum sind wir als kleinerer Koalitionspartner mit sehr fest gefahrenen Vorstellungen einer Kohle-SPD konfrontiert. Immerhin ist Brandenburg Vorreiter bei erneuerbaren Energien, hat im Jahr 2013 bei einem Vergleich der Bundesländer Platz 1 belegt. Ich will aber gar nichts beschönigen. In punkto Kohlepolitik weicht unser Regierungshandeln von unseren Forderungen im Wahlprogramm des Landesverbandes ab. Es gibt dazu natürlich auch einen Austausch von Bundes- und Landesebene. Ich halte aber nichts davon, von Bundesebene mit „harter Hand“ in die Politik eines Landesverbandes ein zu greifen. Dies ließe unser Parteistatut auch gar nicht zu und das wollte ich auch nicht. 

Im Übrigen glaube ich, dass uns in der Kohlefrage die Entwicklung auf dem Strommarkt in die Hände spielen könnte. Die Verdienstmöglichkeiten bei der Kohleverstromung sinken rasant wegen des wachsenden Anteils erneuerbarer Energien. Ein Ausstieg aus der Braunkohle bis 2040 wird kommen, da bin ich mir sicher. Das sagt mittlerweile selbst Umweltministerin Hendricks, Mitglied im kohlefreundlichen Landesverband NRW der SPD. Unsere Aufgabe ist es daher, in den nächsten Jahren einen Strukturwandel in den Braunkohlerevieren anzustoßen, die Weichen für alternative Arbeitsplätze in den Kohleregionen zu stellen. Das sind wir bei aller Kritik an der Kohleverstromung den Kohlekumpels schuldig. 

Auch in Deutschland und Deinem Bundesland MV werden die Böden durch abnehmenden Humusgehalt immer unfruchtbarer und hohe Erträge sind nur noch durch hohe Mineraldüngergaben zu erzielen. Ist Biolandwirtschaft für Dich eine sinnvolle Alternative und welche Vorschläge hast Du, extensive und Biolandwirtschaft zu fördern? 

Ökologische Landwirtschaft ist auf jeden Fall eine Alternative. Aber es geht nicht nur um die Umstellung auf „bio“, auch bei den konventionellen Kollegen muss sich einiges tun und tut sich einiges. Daher werbe ich für die „Ökologisierung der konventionellen Landwirtschaft“. Die Bundestagsfraktion hat das in ihrem Projekt „PLAN B“ in einem Szenario für das Jahr 2050 beschrieben. Es muss nicht alles „bio“ sein. Aber alle sollten Ressourcen schonender produzieren und weniger Energie verbrauchen. Das bedeutet konkret: Mehr Agrarstruktur, mehr Bodenschonung, mehr Artenvielfalt, mehr Regionalität. 

Als Linksfraktion sind wir dafür, dass Öko-Betriebe weiterhin ihre Öko-Prämien zusätzlich zu den normalen Flächenprämien erhalten. Darüber hinaus sind vor allem die Bundesländer angehalten, regionale Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen zu unterstützen. Ein aktuell wichtiges Problem sind die steigenden Bodenpreise, die viele Agrarbetriebe und besonders die Ökos nicht mehr bezahlen können. Hier ist die Politik gefordert, endlich zu handeln. Sowohl beim Grundstücksverkehr, als auch bei der Förderung der Erneuerbaren Energien, die seit 2007 als ein Preistreiber gelten.

Grundsätzliche Veränderungen der gesellschaftlichen Struktur setzen einen Meinungsumschwung der Massen voraus. Mögliche Partner der Linkspartei und der Linksfraktion könnten die Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen sein, die aber meist keine antikapitalistische Position einnehmen. Zudem scheuen NROs oft den Kontakt zu Parteien. Welche aktuellen und potentiellen Bündnispartner siehst Du und wie können wir die potentiellen aktivieren? 

Eine Abkehr von der derzeit dominierenden Politik hin zu einer anderen gesellschaftlichen Entwicklung bekommt nur dann eine Chance, wenn eine Mehrheit der Bevölkerung daran Interesse hat.

Wir müssen unsere politischen Ideen und Konzepte so erzählen, dass deutlich wird, was in der Lebenswelt der Menschen ganz unmittelbar auf welche Weise zum Besseren verändert werden kann. Wir sollten eine einladende Diskussionskultur pflegen. Prof. Dieter Klein ist zuzustimmen, wenn er warnt, dass eine „pure Sprache des Zorns ohne alle Differenzierungen […] jene Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger kaum (erreichen kann), die in Individualisierungsprozessen, Vielfalt der Lebensstile, internationaler Arbeitsteilung und Begegnung der Kulturen […] Chancen für eigene Lebensentwürfe sieht. Erst recht wird eine ausschließlich aggressive Sprache keine Brücken zu jenen schlagen, die in der Sphäre der Macht bereit sind, gegen manche eigenen kurzfristigen Interessen in Überlebensfragen der Menschheit der Vernunft den Vorrang zu geben.“ (Dieter Klein, Der Morgen… S. 201)

Tatsache ist, dass aktuell in Deutschland zwei Drittel der Menschen keine realisierbare Alternative zum bestehenden gesellschaftlichen System sehen. 

So richtig es ist, dass die bestehen Probleme und die ablaufenden Krisen und die drohenden Gefahren im Rahmen dieser Gesellschaft nicht zu lösen sind, reicht es bei weitem nicht, das zu wiederholen. In diesen spannenden und komplizierten gesellschaftlichen Dialog kann und muss DIE LINKE sich mit eigenen, unverwechselbaren Positionen und Angeboten einbringen. Und es ist klar, bei der Diskussion über eine bessere Welt geht es um sehr viel mehr als um umweltpolitische Fragen. 

Eine wichtige Frage ist die nach Bündnispartnern in der politischen Auseinander- und Umsetzung von Zielen. Da gibt es zweifellos in Gewerkschaftskreisen, bei NROs, aber auch in den linken europäischen und außereuropäischen Parteien wichtige Partner. Dass da nach oben noch Luft ist, war am bisherigen Kampf der Tsipras Regierung schmerzlich zu erkennen.

Bei allem Selbstbewusstsein und unserem Bedürfnis nach politischer Wiedererkennung und Alleinstellung dürfen wir nicht die Frage übersehen, was wir tun können/müssen, um für andere, die gleiche oder ähnliche Ziele wie wir vertreten, Bündnispartner zu werden.

Das geht nicht, wenn man mit einem Gestus daher kommt, wenn Ihr doch endlich so schlau wärt, wie wir, dann wäre uns der Sieg gewiss. 


International

Wer sind die Bösen und woran erkennt man sie?

Antje Schrupp

Ich kann “unsere” Probleme mit der Versorgung von Flüchtlingen oder der Bedrohung durch den IS gerade nicht so wirklich in eine Relation bringen zu den sich zeitgleich abspielenden, aber um so Vieles dramatischeren Problemen, die durch kapitalistische Raffgier verursacht werden: speziell die Umweltkatastrophe am Rio Doce in Brasilien3

 (mehrere Millionen Menschen ohne Trinkwasserversorgung und mit zerstörten Lebensgrundlagen 4

) oder durch die Brandstiftungen in Indonesien5

 (500.000 Menschen mit Atemwegserkrankungen, riesige Flächen Urwald inklusive Tiere verbrannt).

Dass gegen diese systematische, quasi routinemäßige Erzeugung von Elend und Leid etwas unternommen wird, ist leider sehr viel unwahrscheinlicher als dass der IS irgendwann besiegt wird. Und genau deshalb wäre es wichtig, dort „mitzuleiden“ und zu überlegen, ob sich irgend etwas tun lässt. Zumindest könnten wir diesen Ereignissen einen Teil unserer Aufmerksamkeit widmen.

Ich weiß, dass es unsinnig ist, existenzielle Problemen gegeneinander aufzurechnen, weil jedes für sich absolut wichtig ist. Aber die Diskrepanz der Kategorien, unter denen zurzeit Dinge als „wichtig“ und „unwichtig“ einsortiert werden, ist für mich momentan schwer auszuhalten. Während meine Timelines seit Wochen vor Flüchtingen und IS überquellen, haben mich Nachrichten über die beiden Umweltkatastrophen nur mit Verzögerung erreicht (immerhin muss ich meinen Filterbubbles zugute halten, dass sie mich überhaupt erreicht haben), und es dauerte lange, bis mir die Dimensionen dessen, was dort geschieht, klar wurden (über die brasilianische Katastrophe zum Beispiel wurde in den deutschen Medien erstmal total verharmlosend geschrieben, unter „Vermischtes“6

).

Zumal es einen direkten Zusammenhang gibt: Wenn die Zeitungen und Fernseher über Wochen und Monate randvoll sind von „Flüchtlingskrise“ und „IS-Terrorgefahr“, haben andere Themen nicht auch nur den Hauch einer Chance, in unseren Wahrnehmungsbereich vorzudringen. Dieser Monothematismus, der die öffentlichen Debatten zunehmend kennzeichnet, hat objektiv die Funktion einer Ablenkung von anderem.

Unsere „Betroffenheit“ und „Besorgnis“ sind die Legitimation dafür, dass wir alles, was sonstwo auf der Welt passiert, einfach übersehen. (Sorry, das klingt jetzt total moralisch, ich weiß, dass das nicht gut ist. Ich habe keine Lösung).

Jedenfalls: Ich denke, dass das alles auch damit zu tun hat, wie wir uns das Böse vorstellen. Die IS-Kämpfer sehen ja schon quasi aus wie personifizierte Teufel, mit ihren schwarzen Kapuzen und ihrem martialischen Auftreten. Die Herren in Schlips und Anzug hingegen, die Brandstiftungen anordnen, um mehr Anbaufläche für ihre Palmölproduktion zu bekommen, oder die bei der Giftentsorgung ihrer Erzminen schlampen, weil sie damit ihre Gewinnmargen erhöhen können (40 Prozent Gewinn bei Samarco7

) – die sehen nicht aus wie Teufel. Die sehen so aus wie wir. Das sind respektierte Mitglieder unserer „zivilisierten“ Gesellschaft. Sie handeln nicht, wie der IS, nach irgendwelchen abgedrehten Mummpitz-Glaubenssätzen, von denen jeder vernünftige Mensch auf den ersten Blick sieht, dass es Mummpitz ist. Sondern sie handeln nach Maximen, die wir im Prinzip für legitim halten, und auf denen auch ein Großteil unserer eigenen Entscheidungen beruht.

Das ist die Banalität des Bösen, von der Hannah Arendt schrieb. Aber es wäre halt so schön, wenn wir den Teufel an seinen Hörnern erkennen könnten.


Gedicht

Zivilisation im Spätstadium 

Marko Ferst

Die Wüsten brennen sich 

durch die Kontinente 

Atem, der nicht mehr ist 

heißer und heißer 

die großen Stürme spielen auf 

solange Füße tragen 

drangen Menschenströme 

versickern im Sand 

der Treibhauszeit 

So wie das altägyptische Reich 

und die Maya untergingen 

in Klimakapriolen 

gefertigt von Mutter 

Natur begleitet durch eigene Fehlstände 

wird bald die Luft glühen 

für die ganze Zivilisation 

bereitet aus dem Tagwerk 

unserer faustischen Turmbauten 

Völkerwanderungen 

Steppen ziehen in Europa ein 

Australien verglüht

Sibirien firmiert chinesisch 

Tornados zerpflügen die Häuser 

jeder Pass wird unnütz sein 

Europa kann so wenig standhalten 

wie einst das römische Imperium 

das Mittelmeer 

schon heute tödliche Arme 

Vorspiel kommender 

Massenfluchten 

Die Winde und Wetter 

spielen nach neuen Zufallen 

all die Kipppunkte 

liefern unerwartete Lagen 

die abschätzen könnte nur einer 

der aus der Zukunft kommt 

restlos ausgeräumt werden 

die karg gewordenen Gärten 

alle die Grundrisse 

des einstigen Super-Parasiten 

Wohin wird es 

menschlichen Geist verschlagen 

wenn die natürlichen Gaben 

immer knapper werden 

und Wachstumszahlen 

als überholte Religion gelten 

die Ziele der lebenden Generation 

zum Alptraum 

der kommenden werden 

noch von den Resten 

werden wir bauen 

bis sich alles verliert 

wenn aus dem Wandel 
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Nur Archäologen 

von einem erdähnlichen Planeten 
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Energie

Das Märchen vom Himmlischen Jahrmarkt

Dieter Brendahl

Es war einmal ein Vorsitzender aller Sozialdemokraten, Vizekanzler der Bundesrepublik Deutschland und Bundesminister für Wirtschaft und Energie. Sein Name ist Sigmar Gabriel.

Sigmar wollte eines Tages ein neues Gesetz, das „Gesetz zur Weiterentwicklung des Strommarktes (Strommarktgesetz)“ von der Vertretung des Volkes beschließen lassen. 

Der Name dieses Gesetzes verwunderte die Menschen, weil es niemals zuvor einen Strommarkt, sondern nur ein Preisdiktat der Großhändler gab. Mit dem neuen Gesetz wollte Sigmar das Preisdiktat der Händler von Atom- und Kohlestrom vor dem Teufel schützen. Angeblich hat der Teufel die Menschen verführt, von den Händlern keinen Atom- und Kohlestrom zu nehmen und sich Sonnen- und Windstrom anzueignen, ohne den von den Großhändlern dafür geforderten Wucherzins zu zahlen.

Sigmar wollte den Erzengel Gabriel bitten, für ihn auf dem himmlischen Jahrmarkt Lieferversprechen für Sonnen- und Windstrom auch „Terminkontrakte“ geheißen, zu erwerben. Die Stromlieferversprechen wurden von Wucherern an einer Strombörse gehandelt. Seit Jahr und Tag hatten die Großhändler den Menschen für Stromerwerb Wucherpreise abverlangt. 

In dem neuen Gesetz forderten die Großhändler von Sigmar Stromlieferversprechen für Sonnen- und Windstrom. Er selbst hatte jedoch nicht die Macht des Petrus, der Herr über Sonne und Wind auf Erden ist. Nur Petrus kann Sonne so scheinen und Wind so wehen lassen, dass die Großhändler für den im Voraus verhökerten Strom aus Sonne und Wind die Liefertermine einhalten können. In seiner Not betete Sigmar den Erzengel im Glauben an, sie helfe ihrem Namensvetter, von Petrus auf dem himmlischen Jahrmarkt Terminkontrakte für Sonnen- und Windstrom ohne Ende zu erwerben.

Erzengel Gabriel ist ein weiblicher Engel. Als einer der stärksten und mächtigsten Erzengel ist sie Hüter des 4. Energiestrahles, des kristallweißen Lichtes und des Lichtes der Reinheit, Schönheit und Harmonie8

. 

Ohne Hilfe des Erzengels waren die Menschen nicht zum Glauben an ein irdisches Gesetz für Lieferversprechen von Sonnen- und Windstrom zu bewegen, die an der Strombörse gehandelt werden. Sie wollten Selbstbedienung für Sonnen- und Windstrom. Davon konnte sie auch die Drohung der Wucherer nicht abbringen, von ihnen keinen Lohn mehr für Hilfsdienste zu erhalten. Die Großhändler erklärten Stromselbstbedienung zum Teufelswerk. 

Erzengel Gabriel hat Sigmars Gebet nicht erhört. Die Menschen handeln wie eh und je: Sie ernten den Sonnen- und Windstrom zu Zeiten des Überflusses und speichern ihn für die Zeit der Not.

In einigen Ländern hat der wahre Teufel den Menschen Energie für Strom aus grauer Vorzeit in Form von Öl und Gas hinterlassen. Die Menschen, die in diesen Ländern wohnten, wurden von den mächtigsten Großhändlern der irdischen Welt mit Krieg überzogen, denn sie wollten mit Öl und Gas Reichtum und Macht über alle Menschen gewinnen. 

Die Großhändler bedachten Sigmar und andere, „Eliten“ genannte Hilfsdiener mit reichen Geschenken, weil sie Waffen für Kriegsdienste herstellen ließen. Diese Waffen haben die Großhändler insgeheim den Oberen der Söldner in den öl- und gasreichen Ländern vermacht. Gleichermaßen versahen die Wucherer „Agenten“ genannte böse Buben mit Geld, dass sie mit Intrigen die Herren der Söldner gegeneinander aufbrächten. Daraufhin verfeindeten sich die Söldner gegeneinander und bekriegten sich mit Verwüstung und Tod. Sie schonten auch die im Lande seit Jahr und Tag friedlich miteinander lebenden Menschen nicht. Viele verloren Hab und Gut, Gesundheit und Leben.
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Zu dieser Zeit sahen junge Leute in ihrer Heimat nur noch Elend, Siechtum, Hunger und Tod. Sie brachen auf, um in fernen Ländern eine Zukunft ohne Krieg und Not zu suchen.

Eines Tages klopften von den Übeltaten der Wucherer Vertriebene auch an das Tor einer Stadt namens Cottbus im Lande Brandenburg. Sie wurden dort willkommen geheißen. 

Der Finanzminister des Landes erhob Steuergeld von den reichen Wucherern, welches er der Stadt für deren leere Kasse gab. Arbeitslose Bürger kamen damit wieder in Lohn und Brot. Sie bereiteten den Heimatlosen eine Herberge und halfen ihnen die Sitten und Bräuche des Landes zu verstehen. Alsbald erlernten diese Sprache und Arbeitsfertigkeiten. 

In den Städten Cottbus und Senftenberg des Landes Brandenburg gab auch es eine Universität, in der die Fähigkeiten für das natürliche Leben ohne Habgier und Unterwürfigkeit gelehrt wurden. Auch sie erhielt vom Finanzminister den Wucherern abgenommenes Steuergeld. Die Universität errichtete davon das Institut einer Wissenschaft, mit der die Studiosi vermittels eigenen Geistes und eigener Hände Arbeit für die Universität Sonnen- und Windstrom sammeln und speichern konnten. So konnte sich die Universität selbst mit Strom versorgen. Sie wies die Stromhändler ab, die ihr Strom verkaufen wollten, der die Umwelt zerstört. Die Studiosi wurden Bachelors und Masters und lehrten die Bürger der Städte Cottbus und Senftenberg, sich in gleicher Weise von den Großhändlern zu befreien. Damit bewahrten sie die vom Aussterben bedrohten Bürger der Städte vor Altersarmut. 

Die neuen Bürger halfen den Städten und Dörfern leerstehende Wohnungen vor dem Abriss zu bewahren, Schulen zu erhalten, Gebäude zu sanieren, Dächer und Fassaden zum Auffangen von Sonnenstrom einzurichten und überschüssigen Strom für den Winter zu sammeln. Sie nutzten dazu auch Windgas und Brennstoffzellen. 

Zu früheren Zeiten hatten Wucherer mit Windstrom und Brennstoffzellen Kriegsgerät ausgerüstet, welches sie U-Boote nannten. Zu hohem Zins verhökerten sie dieses und anderes Kriegsgerät an das Volk der Griechen und trieben es in Armut und Not.  

Die Städte Cottbus und Senftenberg aber versorgen sich selbst mit Strom und befreiten sich von Schuldenlast. In beiden Städten strahlt kristallweißes Licht und das Licht der Reinheit, Schönheit und Harmonie des Erzengels Gabriel.

Fortan ermöglichte die Bürgergemeinschaft Jedwedem einen Lebensunterhalt, der zu lernen erlaubt, was ihm gefällt und für alle nützlich ist. Das nutzten die Bürger und wurden allesamt ihre eigenen Arbeitgeber.

Und wenn sie nicht gestorben sind, so leben sie noch heute! 


Ein Plan für eine emissionsfreie Welt

Hansjürgen Schulze

Ausgabe Nr. 70 der TARANTEL informierte auf den Seiten 3-5 über die Sitzung des Koordinierungsrats der Ökologischen Plattform vom 19.9.2015. Hauptthema war die Gestaltung einer öko-sozialistischen Gesellschaft. Einige Tage später machte mich ein Mitstreiter aus Schleswig-Holstein, dessen Sohn als Wissenschaftler an der Stanford University im Silicon Valley forscht, auf die Monatszeitschrift „Spektrum der Wissenschaft“ aufmerksam – es ist die deutschsprachige Ausgabe der „Scientific American“. Sie behandelt auf eine für den Laien verständliche Weise, u.a. von Nobelpreisträgern geschrieben, aktuelle Themen aus Wissenschaft und Technik, darunter zentrale Fragen der Zukunftsgestaltung. Jedes Jahr erscheinen mehrere Sonderhefte, die die Diskussion einzelner Themenbereiche übersichtlich zusammenfassen. Mir gelang es, antiquarisch das Sonderheft 3 vom August 2012 („Erde 3.0“) zu erwerben. Immer noch aktuell scheint mir der Anfangsbeitrag dieser Sonderausgabe: „Plan für eine emissionsfreie Welt. Wind, Wasser und Sonne könnten schon in 20 Jahren den gesamten Energiebedarf der Erde decken und fossile Brennstoffe komplett überflüssig machen“ – eine Studie der Stanford University (Professoren Mark Z. Jacobson und Mark A. DeLucchi). Der Originalartikel wurde bereits im Dezember-Heft 2009 publiziert – die prognostizierten zwanzig Jahre beziehen sich demnach auf das Jahr 2030.

Technologische Basis der Energiewende

Der weltweite Energieverbrauch betrug Ende 2009 in der Spitze 12,5 Terawatt (TW) (d.h. 12,5 Billionen Watt). Prognose der U.S. Energy Information Administration (EIA) für 2030: 16,9 TW. Bei vollständiger Umstellung auf die Erneuerbaren (WWS = Wind-, Wasser-, Solarenergie) sänke der Verbrauch auf 11,5 TW wegen des sehr viel höheren Wirkungsgrads der Elektroenergie gegenüber fossilen Brennstoffen. Im Dezember 2009 erzeugte die Menschheit 0,2 TW an Wind- und 0,04 TW an Sonnenenergie.

"Aber wie erreicht man, dass sie 11,5 TW für die Welt im Jahr 2030 liefert? Welche neue Infrastruktur könnte das leisten? Wir haben uns für einen Technologiemix entschieden, bei dem Wasser nur etwa neun Prozent des Bedarfs deckt, was mit 900 Wasserkraftwerken weltweit geschieht, von denen 70 Prozent schon existieren. Die Windkraft kommt für 51 Prozent des Bedarfs auf. Dazu müssten 3,8 Millionen Anlagen weltweit installiert werden, jede mit einer Kapazität von fünf Megawatt (MW). ... Rund 40 Prozent der benötigten Energie schließlich steuern Fotovoltaik und Solarthermie bei. Davon sollen 30 Prozent über Kleinanlagen auf den Dächern von Häusern und Bürogebäuden produziert werden. Daneben bräuchte man ungefähr 90.000 Fotovoltaik- und Solarthermiekraftwerke mit einer durchschnittlichen Kapazität von 300 MW je Anlage." 

Technologische Probleme, vor allem der Stromspeicherung, könnten bis 2020 gelöst sein.

Kosten der Energiewende
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Biomasse aus Algen





Windenergie, Erdwärme und Wasserkraft kosteten schon 2009 durchweg weniger als sieben US-Cent pro Kilowattstunde (1 USD = im Nov. 2015 ca. 0,9 €). Bis 2020 sei mit einer Kostensenkung auf 4 US-Cent zu rechnen. Die durchschnittlichen Kosten der konventionellen Energieproduktion und -übertragung lagen 2009 bei 7 US-Cent und dürften bis 2020 auf 8 US-Cent steigen.

"Windturbinen können also jetzt schon beim Strompreis mit neu errichteten Kohle- und Erdgaskraftwerken mithalten. In Zukunft dürften sie die billigste Energie überhaupt liefern. ... Solarenergie ist zwar noch relativ teuer, aber auch sie sollte bis 2020 konkurrenzfähig sein." 

Die Kosten für Strom aus Fotovoltaiksystemen könnten bis 2020 auf 10 US-Cent fallen. "Demnach könnten serienproduzierte Elektrofahrzeuge mit ausgereiften Lithium-Ionen- oder Nickel-Metallhydrid-Batterien, über ihre gesamte Lebensdauer (einschließlich eines nötigen Batteriewechsels) gerechnet, Kosten pro Kilometer erreichen, die geringer sind als die von herkömmlichen Autos, sofern der Benzinpreis über 35 Eurocent pro Liter liegt. ... Der Vergleich fällt noch wesentlich günstiger aus, wenn man auch die so genannten externen Kosten der Nutzung fossiler Brennstoffe berücksichtigt (den Geldwert der dadurch verursachten Schädigungen von Gesundheit, Umwelt und Klima)."

Politische Umsetzung

Das deutsche EEG (Erneuerbare-Energien-Gesetz) von 2000 wurde inzwischen von sechzig Staaten übernommen. Eine gezielte Besteuerung der fossilen Brennstoffe unter Einberechnung der durch sie hervorgerufenen Umweltschäden könne, so die Autoren der Studie, die Energiewende fördern. Das geschehe jedoch kaum im Selbstlauf – die Lobby der traditionellen Energieerzeuger werde für den Erhalt ihrer Privilegien kämpfen. Besonders zu beachten sei der Bodenverbrauch – neben kleinteiligen, lokalen Nutzungen (Fotovoltaik auf Dächern etc.) ergäbe eine großindustrielle Nutzung auf großen Flächen Sinn, z.B. Solarenergieerzeugung in Wüsten wie etwa im US-Bundesstaat Nevada, der Gobi im Westen Chinas sowie der Sahara – mitsamt Stromtransport über weite Entfernungen in die Verbrauchszentren (Energiegrid z.B. vom Tschad bis Skandinavien). All das funktioniere nur unter klaren politischen Vorgaben.

Hierzu eigene Anmerkungen: Die Linksfraktion im Bundestag hat interessante Materialien zur Umsetzung erstellt: PLAN B und bisher drei spezifische Ausarbeitungen. Einerseits kann der weltweite Energiebedarf deutlich unter die von beiden Autoren für realisierbar gehaltenen 11,5 TW gesenkt werden, u.a. durch moderne Verkehrskonzepte – von "kostenfreiem" ÖPNV bis zur bewussten Einschränkung überzogener Konsumansprüche. Andererseits stehen weitere moderne Verfahren der Energiewende vor ihrer absehbaren Umsetzung, darunter Fallwindkraftwerke und Treibstoffgewinnung aus synthetischer Algenproduktion. Energie- und andere Genossenschaften (siehe Mondragón im Baskenland, ein Zusammenschluss aus über hundert Genossenschaften mit ca. 80.000 Beschäftigten, die fast alle zugleich GenossInnen sind), sind nicht nur Unternehmen der Zukunft, sie dürften die Basis der kommenden sozialistischen Industrie- und Wissensgesellschaft sein. Siehe heute auch die Bürgerbeteiligung an Windrädern, deren Erträge in den kommunalen Kindergarten fließen, in Feldheim in Brandenburg, ein Modell, das m.E. die Potenz in sich trägt, den Neoliberalismus auszuhebeln. Die Schuhe der kapitalistischen Industrie- und Wissensgesellschaft erweisen sich m.E. als zu klein für die gigantischen Herausforderungen. Sich um diese Thematik – um den inneren Zusammenhang von Ökonomie, Ökologie und sozialer Gerechtigkeit – zu kümmern, sollte zum zentralen Ansatzpunkt in der ÖPL werden.

Hier die Originalfassung aus dem Jahr 2009: http://www.spektrum.de/magazin/plan-fuer-eine-emissionsfreie-welt-bis-2030/1010840 ): 


Klima

Letzte Ausfahrt Paris

Jürgen Tallig

Die 21. UN-Klimakonferenz in Paris ist die letzte freie Ausfahrt vor der evolutionären Sackgasse Klimakatastrophe. Die Erde benötigt eine Atempause, sonst droht eine unaufhaltsame, sich verstärkende Klimakettenreaktion. Um die Kippprozesse im Klimasystem zu verlangsamen oder gar noch zu stoppen, ist eine Vollbremsung nötig.

Das bedeutet die sofortige drastische Minderung der Treibhausgasemissionen und die massive Rückführung von CO2 aus der Atmosphäre. Nach zwei verschenkten Jahrzehnten für den Klimaschutz muss in Paris angesichts der dramatischen Entwicklungen, nicht weniger als eine ökologische Weltrevolution ausgerufen werden. Unsere gesamte Wirtschafts–und Lebensweise steht zur Disposition, da sie sich als unvereinbar mit den natürlichen Gegebenheiten des Planeten erweist. 

Wer allerdings das revolutionäre Subjekt der notwendigen politischen und ökonomischen Umwälzungen sein könnte, das bleibt offen. Zu viele profitieren weltweit vom Status quo und wollen ihre Besitzstände wahren. Die eigentlich Betroffenen der Klimakatastrophe haben ja beim Tauziehen zwischen kurzfristigen Profit- und Machtinteressen und langfristigen Überlebensinteressen nicht mal einen Platz am Verhandlungstisch. Hätten die Armen und Schwachen dieser Welt und all die kommenden Generationen Macht und Stimme bei der Entscheidung über die Zukunft des Planeten, dann wären die Verantwortlichen für den zerstörerischen Kurs der letzten 20 Jahre längst abgelöst und müssten sich vor einem Klimatribunal wegen Genozid und Ökozid verantworten. Und es gäbe eine sofortige Vollbremsung bei den Emissionen.

23 Jahre „Klimaschutz“ - eine kurze Bilanz des Schreckens

• Das weltweite Bruttoinlandsprodukt hat sich seit 1990 verdreifacht.

• Die Zahl der Kraftfahrzeuge hat sich verdoppelt, auf nun eine Milliarde Fahrzeuge.

• Die weltweiten, jährlichen CO2-Emissionen haben sich seit Rio 1992, nicht nur nicht reduziert, sondern werden sich bald verdoppelt haben, auf über 40 Gigatonnen.

• Die kritische Marke von 350 ppm CO2-Gehalt in der Atmosphäre ist längst erreicht, im März 2014 wurde sogar schon die 400 ppm-Marke überschritten. Bei 450 ppm droht eine irreversible, Jahrtausende andauernde, dramatische Schädigung der Ozeane (WBGU 2014).

• Das Jahr 2014 war das wärmste seit Beginn der Wetteraufzeichnungen im Jahr 1880, die fünfzehn wärmsten Jahre liegen alle nach der Jahrtausendwende (bis auf 1998).

• Das Jahr 2015 bringt neue Allzeittemperaturrekorde. Die Wüsten wachsen und das Eis schmilzt. 

• Der US-Präsident bezeichnet den Klimawandel als die größte Bedrohung der Menschheit und unsere Generation als die letzte, die noch etwas dagegen tun kann.

Jahrtausende alte Regelkreise der Atmosphäre und Biosphäre sind offenbar bereits schwerwiegend gestört. Diese Veränderungen beeinflussen und verstärken sich wechselseitig und setzen weitere, unerwartete und bedrohliche Prozesse in Gang. Auch der Papst zeigt sich aufs Höchste besorgt:

„Die Erderwärmung beeinflusst ihrerseits den Kohlenstoffkreislauf. Dadurch entsteht ein Teufelskreis, der die Situation weiter verschärft…(gekürzt J.T.) Durch das Schmelzen des Polareises (des Permafrost J.T.) und der Hochgebirgsflächen droht eine sehr gefährliche Freisetzung von Methangas, und die Verwesung der tiefgefrorenen organischen Stoffe könnte die Ausströmung von Kohlendioxid noch weiter erhöhen. Das Verschwinden der tropischen Urwälder verschlechtert seinerseits die Lage, denn sie helfen ja, den Klimawandel abzuschwächen. Die durch das Kohlendioxid verursachte Verschmutzung erhöht den Säuregehalt der Ozeane und gefährdet die marine Nahrungskette. Wenn die augenblickliche Tendenz anhält, könnte dieses Jahrhundert Zeuge nie dagewesener klimatischer Veränderungen und einer beispiellosen Zerstörung der Ökosysteme werden, mit schweren Folgen für uns alle.“ 

Der Weltklimarat (IPCC) warnt in Teil 2 des fünften Sachstandberichtes vor der „steigenden Gefahr von abrupten, unumkehrbaren Klimaänderungen mit sehr hohem Risiko (Kipppunkte).“ Und der Weltklimarat ist in seinen Aussagen bekanntermaßen eher konservativ und vorsichtig. Viele Wissenschaftler meinen nämlich: 

Die Kipppunkte sind längst erreicht und unumkehrbare, gefährliche Klimaänderungen bereits in vollem Gange. 

Bedeutende Elemente des Klimasystems sind nicht nur instabil geworden, sondern haben sich in den letzten 20 Jahren bereits fundamental und möglicherweise irreversibel verändert. Wenn das Kriterium eines Kippprozesses ist, ob und wie schnell Störungen noch ausgeglichen werden (Martin 2015), dann sind viele entscheidende Kipppunkte im Klimasystem bereits überschritten. Bei allen nachfolgend erwähnten Großelementen des Klimasystems werden die Störungen nicht nur nicht ausgeglichen, sondern die Veränderungen verstärken und beschleunigen sich immer mehr. Die Arktis könnte schon in zehn Jahren im Sommer völlig eisfrei sein. Weltweit hat sich der Eisverlust der Eisschilde und Gletscher in nur zehn Jahren fast verdreifacht. Beim Grönländischen Eisschild hat sich der Eisverlust sogar vervierfacht, ein schnelles vollständiges Abschmelzen scheint unaufhaltsam. Der Westantarktische Eisschild beginnt instabil zu werden (durch Erwärmung von unten (Rahmstorf 2014)), auch die Ostantarktis ist betroffen. Die Erwärmung der Arktis kann man nur dramatisch nennen, doch auch in der Antarktis gibt es großflächige Erwärmungen um bis zu fünf Grad. Die Ozeane erwärmen sich bis in immer größere Tiefen und versauern immer schneller, die Meeresströmungen sind verändert, der CO2-Transport in größere Tiefen ist abgeschwächt. Die atmosphärische Zirkulation hat sich weltweit verändert, es erfolgt ein massiver Wärmetransport nach Norden, der Monsun schwankt.
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Nichts deutet darauf hin, dass diese Kippprozesse durch irgendetwas rückgängig gemacht werden, sie beschleunigen sich immer mehr. Die Erderwärmung wird bei zwei Grad nicht plötzlich Halt machen, wenn entscheidende Elemente im Klimasystem bereits gekippt sind.

Das Überschreiten von weiteren Kipppunkten und eine Klimakettenreaktion müssen verhindert werden.

Das muss das Kriterium sein, nicht eine willkürlich festgelegte imaginäre Zielmarke auf dem Thermometer, die Spielräume suggeriert, die es gar nicht mehr gibt. Zumal wir nicht einmal genau wissen, wie groß die Erwärmung der Atmosphäre nun wirklich ist. Im jüngsten Bericht des IPCC wurde die extrem starke Erwärmung der Arktis ja gar nicht berücksichtigt, vorgeblich wegen unsicherer Datenlage. Die Antarktis wurde auch nicht einberechnet, wo es gleichfalls großflächige Erwärmungen bis zu 5 Grad gab. Auch der Großteil der Troposphäre und die Stratosphäre wurden nicht einbezogen, wo es ja gleichfalls dramatische Veränderungen gibt. Vielleicht sind wir schon bei 1,5 oder 2 Grad. … 

Eine Überprüfung des 2-Grad-Zieles ist in Paris ohnehin vorgesehen, da es offensichtlich nicht ausreicht und möglicherweise dem Überschreiten der 450 ppm-Grenze entspricht. Die Klimaerklärung der Völker fordert eine Begrenzung auf 300 ppm und 1 Grad Erwärmung. Das ist vernünftig, aber längst von den Entwicklungen überrollt. Entscheidendes Kriterium muss sein, wie noch verhindert werden kann, dass weitere Elemente im Klimasystem kippen und die Erderwärmung sich unaufhaltsam in einer Klimakettenreaktion Richtung 6-8 Grad aufschaukelt. Wie sich Prozesse gegenseitig verstärken können, zeigt besonders eindringlich die Arktis, die schon vor Jahren gekippt ist und zum brennenden Pulverfass für das Weltklima geworden ist.

Die arktische Verstärkung der Erderwärmung

Auf Grund der Erderwärmung hat sich das arktische Meereis in den letzten 20 Jahren enorm reduziert (im Sommer jetzt nur noch die Hälfte der früheren Fläche). Seitdem ist im Norden des Planeten aufgrund der verringerten Wärmerückstrahlung eine Art zusätzlicher Heizung in Betrieb (Tallig 2014). Hinzu kommt die veränderte atmosphärische Zirkulation, mit ihren zunehmend meridionalen Verläufen (Süd-Nord, Nord-Süd), die einen verstärkten Temperaturausgleich zwischen arktischen und tropischen Luftmassen sowie einen massiven Wärmetransport nach Norden und damit eine weitere Erwärmung der Arktis bewirkt (Tallig 2014). Diese beschleunigte Erwärmung der Arktis führt laut jüngstem IPCC-Bericht zu einem gleichfalls beschleunigten großflächigem Auftauen der Permafrostböden. 

Die Folgen sind fatal: Es gelangen durch die Verrottung des nicht mehr gefrorenen Kohlenstoffs ungeheure Mengen Kohlendioxyd in die Atmosphäre und es wird immer mehr Methan freigesetzt, ein 21-mal stärkeres Treibhausgas als CO2, was wiederum eine weitere Verstärkung des Treibhauseffekts bewirkt und eine entsprechende zusätzliche Erderwärmung, wodurch noch mehr Eis schmilzt und noch mehr Permafrost auftaut und die Emissionen daraus weiter zunehmen usw. usf. Dies ist eine positive Rückkopplung mit gleich mehreren Verstärkungen oder ein „Teufelskreis“, aus dem es scheinbar kein Entrinnen gibt. Es drohen apokalyptische Entwicklungen. Die verrottende Biomasse des aufgetauten Permafrosts könnte in den nächsten Jahrzehnten CO2-Emissionen verursachen, die 15-50 Jahresemissionen der Menschheit entsprechen oder den Emissionen der letzten 180 Jahre. Hinzu käme noch das Methan, welches entsteht, wenn sich der Kohlenstoff unter Wasser zersetzt. 

Gibt es noch eine Chance, die Eisschmelze zu verlangsamen und die Explosion des Pulverfasses Permafrost zu verhindern? Ja! Dazu müssen wir allerdings dem System Erde überhaupt erst mal die Möglichkeit geben, Störungen auszugleichen und den tödlichen Würgegriff aus immer weiter steigenden Treibhausgasemissionen bei gleichzeitiger Überlastung und Zerstörung der CO2-Senken (Wälder, Ozeane) lockern. 

Die Erde braucht jetzt eine Atempause 

Wir müssen jetzt, sofort, die Emissionen der Menschheit um 80% auf weit unter 8 Gigatonnen CO2 senken und das für mindestens 30 Jahre (ein Niveau, bei dem niemand hungern oder frieren müsste). Gleichzeitig müsste ein massives weltweites Aufforstungsprogramm einsetzen. Das hätte eigentlich schon vor 20 Jahren passieren müssen. Das würde dem Planeten überhaupt erst mal die Möglichkeit geben, den Kreisläufen CO2 wieder zu entziehen und dem Treibhauseffekt gegenzusteuern. Das System Erde kann, besser gesagt, konnte, jährlich ca. 13-14 Gigatonnen zusätzliches CO2 binden und absorbieren, muss allerdings inzwischen alljährlich die dreifache Menge verkraften. Hinzu käme der Vorschlag des Weltklimarates, der Atmosphäre Kohlendioxid in großem Umfang zu entziehen. „Die Vermeidung von Treibhausgasen allein reicht nicht aus, es ist notwendig, die bereits verursachte Klimaschuld wieder abzutragen!“ 

Wenn die Grenze für weitere CO2-Emissionen in diesem Jahrhundert bei 800 Gigatonnen CO2 liegt, bedeutet auch das, dass es nur Emissionen von 8-10 Gt pro Jahr geben darf.

Wer beim jetzigen Wissensstand meint, dem schwer geschädigten Klimasystem diese 800 Gt in den nächsten 15 Jahren zumuten zu können, handelt grob fahrlässig, ja verbrecherisch. Nur mit einer Vollbremsung bei den Emissionen besteht überhaupt die Chance, eine drohende Klimakettenreaktion noch zu vermeiden. 

Es gilt, das globale ökosystemische Gleichgewicht wieder herzustellen und dauerhaft zu ermöglichen, sonst droht letztlich der Kollaps der Ökosphäre und damit die Vernichtung der Lebensgrundlagen der Menschheit.

Die Wachstumsszenarien der Manager in Politik und Wirtschaft sehen allerdings die Emission von 800 Gt CO2 und den Bau von 800 Millionen neuen Autos im den nächsten 15-20 Jahren vor. Das wäre der Todesstoß für das Klima. Diese Antwort des Kapitalismus auf die Klimakatastrophe steht im direkten Gegensatz zu den Überlebensinteressen der Menschheit. Es gilt zu begreifen:

Der Kapitalismus ist dem Planeten nicht mehr zumutbar.

Die zu Expansion und Wachstum verdammte Gesellschaftsform erweist sich als evolutionäre Sackgasse und fossiles System im doppelten Wortsinn und ist zu einer Bedrohung für das Leben auf der Erde geworden. Die Entscheider in Paris und anderswo sollten wissen, dass sie wahrscheinlich die Letzten sind, die überhaupt noch etwas entscheiden und umsteuern können und dass es auch beim Klimawandel einen Point of no return gibt, ab dem die Entwicklungen sich völlig unbeherrschbar und chaotisch beschleunigen. 

Die Verhinderung der Klimakatastrophe muss zum vorrangigen Ziel gesellschaftlichen Handelns werden, dem sich alles unterzuordnen hat.

Die Diktatur der gesellschaftlichen Subsysteme Wirtschaft und Finanzen muss beendet werden. Wirtschaftswachstum und Kapitalvermehrung können nicht länger die Hauptziele gesellschaftlichen Handelns sein, da sie ja die Ursachen dieser größten Krise in der Geschichte der Menschheit sind. Bei einer weltweiten Abstimmung zum Schutz des Klimas und der Erde würde es mit Sicherheit eine überwältigende Mehrheit für die Rettung des Planeten geben, auch wenn dafür der Abschied vom Kapitalismus notwendig wäre.
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Bücherecke

Aus kontrolliertem Raubbau. 

Wie Politik und Wirtschaft das Klima anheizen, Natur vernichten und Armut produzieren. 

Rezension von Götz Brandt 
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Der Untertitel umreißt bereits den Inhalt dieses voluminösen Buches (448 Seiten) der Buchautorin Kathrin Hartmann. Sie recherchierte in Entwicklungsländern an den Tatorten und wertete viele Literaturquellen aus (643 Angaben). Ihre Vorgehensweise bei den Recherchen beginnt mit der Schilderung des Lebens betroffener Menschen in umgrenzten  Gebieten, den Auswirkungen auf die Natur, führt über die örtlichen Repressionsorgane zu den verantwortlichen Konzernen und deckt die Zusammenarbeit von Wirtschaft und Politik in den einzelnen Ländern und im globalen Maßstab auf. Von den Mensch und Natur zerstörenden Wirkungen bis zu den Ursachen und Verantwortlichkeiten werden die Beweise lückenlos geführt. 

Ein großes Thema ist der Palmölanbau in Indonesien. Viele Regenwälder wurden und werden auch weiterhin durch den Palmölanbau, die Holzindustrie und die Bergbaukonzerne zerstört. Palmöl eignet sich sehr gut für die industrielle Herstellung von Fertiggerichten, weil sein hoher Schmelzpunkt es bei Raumtemperatur noch fest und geschmeidig hält. Fast 90 % des gewonnenen Palmöls stammen aus Indonesien und Malaysia, aber zunehmend auch von Plantagen in Papua, Thailand, den Philippinen und in Lateinamerika. Überall verschwindet dort der Urwald. Die EU mit ihrer Beimischungsquote zum Kraftstoff (2009/28/EG) fördert den Palmölanbau und damit die Vernichtung der Wälder. In der EU wird „nachhaltig“ Auto gefahren und gleichzeitig die Kohlenstoffsenken der Wälder zerstört. Um sich eine weiße Weste anlegen zu können, wird der Palmölanbau über Gefälligkeitsgutachten als „nachhaltig“ zertifiziert. Aber 80 % des Palmöls kommen illegal nach Europa. Die Recherchen werden durch einen Blick auf die Lage der Palmölarbeiter erweitert: ein rechtloses Sklavendasein in Armut, aus dem sie nicht entrinnen können. NGOs, wie z. B. der WWF, der TÜV Rheinland und die Politik versuchen sogar noch, die Lebensmittelindustrie reinzuwaschen. 

Ein weiteres Kapitel befasst sich mit der Tatsache, dass die Industrienationen die Wälder der Welt per Emissionshandel unter sich aufteilen. Der Waldschutz pervertiert zum Privatisierungsprogramm. 

Die Shrimps-Aquakulturen in Bangladesch, die bereits ein Fläche von 2.000 km² umfassen, vernichten die Mangrovenwälder (in zehn Jahren wurden 500 km² Mangrovenwälder abgeholzt), versalzen die Böden für immer und führen zu Lebensmittelmangel und Fehlernährung bei den Arbeitern. Die in den überbelegten Becken verwendeten Antibiotika, Dünger und Pestizide gelangen ins Grundwasser, die Flüsse und die Umwelt. Shrimps wurden so zum Massenartikel in den Kaufhallen. Jeder, der sie kauft, ist mitschuldig. 

Die sogenannte Grüne Revolution wird ebenfalls von der Autorin untersucht. Sie diente vor allem der Einführung der industriellen Landwirtschaft in den Entwicklungsländern und damit den Agrar-Konzernen, die neue Märkte für Düngemittel, Pestizide, Genpflanzen und Landmaschinen bekamen. Die bisher subsistenzorientierten Kleinbauern werden verdrängt und die größeren Bauern abhängig gemacht. Der Anteil der hungernden Bevölkerung wurde in Afrika nur geringfügig reduziert. Der Rückgang der hungernden Bevölkerung erfolgte vor allem in China. 

Untersucht wird auch die Einflussnahme und Wirkung der Bill-Gates-Stiftung. Die Zusammenarbeit mit großen Konzernen (Coca Cola) und die Privatisierung der Gesundheitsfürsorge in den Entwicklungsländern sind Beispiele für negativen Einfluss auf Mensch und Natur. Dem Klima soll durch Geoengineering und neue Atomkraftwerke begegnet werden. Den Hunger in der Welt will Bill Gates durch Genpflanzen überwinden. Es wird nachgewiesen, dass der Genpflanzenanbau keine Lösungen, sondern nur neue Probleme schafft. 

Die Autorin kommt nach ihren gründlich recherchierten und überzeugenden Beispielen der Wirkung der großen Konzerne zum Schluss, dass eine Veränderung der Wirtschaft keinen Erfolg haben wird und das System geändert werden muss. „Wir müssen das Profit- und Gewinnprinzip und die damit verbundenen Eigentums- und Machtverhältnisse selber in Frage stellen“, wird Ulrich Brand von Kathrin Kaufmann zitiert. 

Kathrin Hartmann: Aus kontrolliertem Anbau. Karl Blessing Verlag München, 2015. ISBN 978-3-89667-532-3. 18,99 € 


Ökologisches Erbe und ökologische Hinterlassenschaft 

Rezension von Götz Brandt 

Angeregt durch den Artikel in der „Tarantel“ Nr. 70 über den 1996 verstorbenen Prof. Horst Paucke habe ich mir sein letztes Werk „Ökologisches Erbe und ökologische Hinterlassenschaft“ (erschienen nach seinem Tode) beschafft. Es ist immer noch sehr aktuell. 

Auf über 100 Seiten wird ein Überblick zum „Naturverständnis in der Geschichte“ gegeben und die Ansichten der Philosophen der Antike, der Renaissance und der Aufklärung, der Vertreter der klassischen deutschen Literatur und nicht zuletzt der  Vertreter der Moderne, allen voran Marx und Engels, dargestellt. Zum Schluss dieses Abschnitts stellt er die Frage, was Natur ist. Das hätte man sich an den Anfang gewünscht. Erst in der Moderne werden die negativen Einflüsse des Menschengeschlechts auf die Natur in ihrer Breite und Bedeutung erkannt und finden in Wissenschaft und Philosophie ihren Niederschlag. 

In einem weiteren etwa 80 Seiten langem Abschnitt behandelt er die „Naturbeherrschung und Naturorientierung“. Zur Sprache kommen die Wirkungen bei der „Herrschaft über die Natur“, die Naturnutzung und ihre Folgen von der Urgesellschaft bis zum Kapitalismus sowie die Naturnutzung in der Marx´schen Theorie. Ein Kapitel widmet sich der Ermittlung der Kosten durch die angerichteten Schäden. 

Der Umgang mit dem ökologischen Erbe in der DDR wird in einem weiteren Abschnitt behandelt. Hier wird die ökologische Politik des ZK der SED und des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) analysiert und die geringe Bedeutung ökologischer Probleme in diesen Gremien kritisiert. Ein Kapitel widmet sich der Arbeit der „Gesellschaft für Natur und Umwelt“ in der DDR bis zur „Wende“. Immerhin hatte diese Gesellschaft bereits 1954 mehr als 35.000 Mitglieder. Sie arbeiteten mit am „Naturschutzgesetz der DDR“ von 1954 und bewirkten, dass 1968 der Umweltschutz in die Verfassung der DDR aufgenommen wurde. 1972 wurde in der DDR ein Ministerium für Umweltschutz und Wasserwirtschaft neu gegründet. 

Zum Schluss wird ein Überblick zum Stand des Umweltschutzes vor der Vereinigung der beiden deutschen Staaten auf dem Gebiet der DDR bei der Belastung der Luft, des Wassers, des Bodens, des Waldes und beim Lärm gegeben. In seinem Schlusswort kommt Prof. Paucke zum Ratschlag, „im Interesse der wissenschaftlichen Wahrheit erscheint es unter allen Umständen notwendig, die Grenzen des Erlaubten auszuschöpfen, um sie zu erweitern und damit für die Wahrheit neue Bewegungs- und Freiheitsräume zu schaffen“. Eine bittere Schlussfolgerung aus seiner wissenschaftlichen Arbeit in der DDR. 

Paucke, Horst: Ökologisches Erbe und ökologische Hinterlassenschaft. 1996. ISBN 3-925684-61-8. BdWi-Verlag. 19.90 €


Die Alternativen Havemanns und Bahros 

Wie viel freiheitliche Momente tragen die sozialistischen Ideen in sich? 

Rezension von Marko Ferst 
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Bevor Ines Weber die beiden berühmtesten Oppositionellen der DDR auf ihre politiktheoretischen und ideengeschichtlichen Positionen hin untersucht und insbesondere nach ihren Freiheitsvorstellungen fragt, unternimmt sie eine Reise zurück zu Marx und Engels, deren theoretischen Grundlagen, lässt die leninschen Konzepte an uns vorüber gleiten, um sodann die politische Architektur der DDR und ihres Regierungssystems auszuloten. Man würde sich wünschen, Marxens Äußerungen zur Pressezensur, die sie anführt, als ein „charakterloses Unwesen der Unfreiheit“ hätten einst auch dem Politbüro zu neuen marxistischen Einsichten verholfen. Weber zeigt plausibel auf, wie unvollständig die konkrete Gestaltung einer sozialistischen Alternative in Lenins Werk aufscheint. So schwer die Rahmenbedingungen durch das Ende des ersten Weltkrieges, die damit verbundene katastrophale soziale Lage und dem folgenden Bürgerkrieg mit ausländischen Interventionen waren: Hier identifiziert sie zu Recht, dass die demokratische Einbettung revolutionären Anspruchs von Anfang an stark zu wünschen übrig ließ. Selbst unter der Annahme, nur die Interessen der Arbeiter und Bauern seien zu vertreten, trifft dies zu. 

Man fragt sich überdies, ob einige Prämissen überhaupt angemessen waren, etwa dass der Sozialismus nicht umsetzbar sei, wenn er nur auf ein Land beschränkt bleibt, dass wenigstens das übrige Europa dazukommen müsste, oder die Idee vom langfristigen Absterben des Staates im Kommunismus. Angesichts der millionenfachen unschuldigen Opfer des stalinschen Terrors, drängt sich die Frage auf, welche Barrieren diesen Blutzoll hätten verhindern können. Lenin wird Anlass gehabt haben, Stalin als Generalsekretär ablösen zu wollen, weil er nicht tolerant, loyal und höflich genug sei, zu launisch und für diese Funktion zu grob agiere. Es sei nicht günstig, soviel Macht in seiner Hand zu konzentrieren. Bei der sowjetischen Entwicklung sollte man zudem auf die tiefenkulturellen Mentalitäten achten, die Rudolf Bahro zu recht im Blick hat, welche das Zarenzeitalter hinterlassen hatte. Die äußere Bedrohung der Sowjetunion und diese Muster macht er mitverantwortlich für den, so wörtlich, „Staatsterrorismus“. 

Weber lobt an Robert Havemann, das er Überlegungen zu einer demokratischen Wahl der Volkskammer unternimmt. Es könnten zumindest verschiedene Personen zur Auswahl stehen. Neben einer Reform der SED will er in der DDR Oppositionsgruppen und -parteien zulassen, ebenso alternative Zeitungen, Meinungsfreiheit müsse gewährleistet sein, kontroverser wissenschaftlicher Meinungsstreit ermöglicht. Gleiches gilt für die Reisefreiheit. 

Bahro denkt an ein Bündnis aller Kräfte und Strömungen, die den Menschen aus der Gefangenschaft der selbst geschaffenen Sachzwänge herausführen möchte, will Zensurbehörden abschaffen. Es sei der Geschichte nicht vorzuschreiben, ob eine Veränderung durch den inneren Wandel in der SED oder durch einen neuen Bund der Kommunisten geschehen könne. Später wird er auch andere Oppositionsgruppen in der DDR begrüßen. Er gibt sich allerdings nicht der Illusion hin, nur eine Oppositionspartei müsse die Macht erringen. Er sieht, dass unfreie psychologische Verhaltensmuster in der Gesellschaft überwunden werden müssten. Selbstverwaltung sollte von unten in die Institutionen hineinwachsen. Die Erkenntnis- und Entscheidungsprozesse der Gesellschaft müssen demokratisiert werden. Das ist Weber zu wenig. Ohne parlamentarisches Wahlrecht sei dies nicht freiheitlich genug. 

Sowohl Havemann als auch Bahro hatten jedoch nicht vor, durch die grundlegende Reform der DDR einen Brückenkopf für eine kapitalistische Wiedervereinigung mit dem Westteil des Landes zu schaffen. Ein nur marginal auf den Wirtschaftsprozess Einfluss nehmendes Parlament mit Lobbystrukturen durchsetzt, das im Grunde die Herrschaftsstrukturen der etablierten westlichen Plutokratie nicht in Frage stellt, schien beiden eine Farce von Demokratie zu sein. 

Havemann zeichnet in einer Reise ins ökologische Utopia in seinem Buch „Morgen“, wie er sich die kommunistische Zukunft vorstellt. Dass sein Naturverständnis dabei instrumentell sei, dem ist nicht zu widersprechen. Wenn er aber nur noch ein Zehntel des Energieverbauchs benötigt sieht, extrem langlebige Produkte anstrebt und die heutige Autogesellschaft als überwunden darstellt, bedeutet dies jedoch eine grundsätzlich bessere Naturverträglichkeit. 

Die Freiheit des Einzelnen muss prinzipiell dort ihre Grenze finden, wo die Freiheit anderer oder der Gesellschaft gefährdet wird. Die Freiheit der jetzigen Generation muss begrenzt werden, wo die Freiheit künftiger Generationen aus den Angeln gehoben wird durch eine vier oder sechs Grad heißere Welt. Darauf orientierte Bahros „Logik der Rettung“, die sich an die westdeutsche Gesellschaft richtete und konservative bis grünalternative Schichten ansprechen sollte. Behandelt wird die Psychodynamik einer ökologischen Umkehrpolitik. Manche Termini irritieren, selbst wenn diese von Gramsci stammen. Die präzise Kapitalismuskritik lässt darauf schließen; auch der Vergleich zu seinem Buch „Die Alternative“ legt das nahe, die ursprüngliche Ideen sind völlig verwandelt, Teil eines viel universelleren Denkkosmos geworden. Der Band ist geradezu gespickt damit, wie eine ökologische Begrenzungsordnung emanzipatorisch angelegt werden kann, um damit ein neues totalitäres System zu verhindern. An der Bruchlinie dieses Konfliktes hätte die Autorin sich dem Problem stellen müssen, welche freiheitlichen Aspekte mit den Interessen der künftigen Generationen kollidieren. Völlig berechtigt bleibt dagegen Webers Kritik, dass bundesweite Volksabstimmungen nicht das Privileg von Parlamentskammern sein können. Ob aber im Kontext der kommenden ökologischen Krise ein freilich demokratisch verfasstes Ökologisches Oberhaus, mit Richtlinienkompetenz für den Bundestag, wie Bahro das vorschwebt, ungünstiger wäre als Havemanns Idee, ohne staatliche Steuerung in seiner Utopie auszukommen, muss bezweifelt werden. Wie intelligente Zugangskriterien für kompetente Kandidaturen für diese Kammer ohne direkten Parteienzugriff aussehen, dürfte eine Debatte wert sein. 

Während die Autorin bei der Bewertung der Schriften Havemanns in vielen Aspekten zugestimmt werden kann, gilt dies nur sehr eingeschränkt für Bahro. Die komplexen Ideenstrukturen des Sozialökologen lassen freilich viel Spielraum für Interpretation. Mein Rat ist, die Originalschriften der beiden Denker selbst zu lesen. 

Ines Weber: Sozialismus in der DDR. Alternative Gesellschaftskonzepte von Robert Havemann und Rudolf Bahro, Christoph Links Verlag, 344 S., 2015, 35 € 
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Wachstumsverzicht oder moderates Wachstum? 

Zum Disput zwischen Ökonomen und Nichtökonomen

Rezension von Wolfgang Borchardt

Auf der Rückseite der 2013 bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung erschienenen Broschüre steht: „Ohne wirtschaftliches Wachstum ist die ‹Energiewende› nicht finanzierbar. Ein moderates Wirtschaftswachstum ist Bedingung und Moment einer nachhaltigen Entwicklung und Wirtschaftsweise.“ Interessant. Wer aber erwartet, dass Ulrich Busch die Titelfrage umfassend wissenschaftlich behandelt, wird enttäuscht. Der Autor geht mit einer rein ökonomischen, besser gesagt, ökonomistischen Haltung an das Problem heran. 

Nach Meinung des Autors beschreibt Wirtschaftswachstum NICHT – wie in einer „mechanistischen Weltauffassung“ – „vor allem eine quantitative Zunahme“, sondern beinhaltet auch „qualitative Momente“ (also Veränderungen, Umschläge, Sprünge im Wirtschaftssystem – Fußnote S. 3) und deshalb sei „ein unendliches Wachstum“ „zumindest theoretisch möglich“. Er gibt allerdings zu, dass das unter den gegenwärtigen „Bedingungen des finanzmarktgetriebenen Kapitalismus kaum erreichbar“ (S. 4-5) ist. Daran anschließend werden auch gleich die Weichen gestellt, um Wachstumskritiker als – vornehm ausgedrückt – ungebildet hinzustellen: „Eine radikale Kritik des gegenwärtigen Wachstumsregimes erscheint daher durchaus berechtigt, diese jedoch darf nicht verwechselt werden mit einer Kritik jeglichen Wachstums, einer Wachstumskritik überhaupt, wie sie gerade von linker und alternativer Seite gepflegt wird und besonders unter Nichtökonomlnnen verbreitet ist.“ (S. 5) 

Dass die mit Mühe begründete theoretische Möglichkeit unendlichen Wachstums – weil kaum erreichbar – irrelevant ist, spielt für seine weiteren Überlegungen keine Rolle – ebenso wenig, wie die Tatsache, dass er an anderer Stelle Wirtschaftswachstum NICHT als qualitative Entwicklung versteht und die theoretische Möglichkeit damit selbst zerschlägt: „Als quantitative Veränderung der Wirtschaftsleistung bedarf das ökonomische Wachstum zu seiner Bestimmung eines geeigneten Maßes.“ (S. 10) Nachdem er zeigt, dass „auch eine absolute Ressourcenersparnis möglich [ist], das heißt ein Sinken des Ressourceninputs bei steigender Produktionsleistung“ schiebt er Wachstumskritikern eine falsche Auffassung von „Wirtschaftswachstum überhaupt“ unter: „lm landläufigen Sinne wird hierunter die quantitative Zunahme des stofflichen Outputs verstanden, also ein Mehr an erzeugten Produkten.“ – um dann zu argumentieren: „Wirtschaftswachstum ist ... heutzutage vor allem qualitativ bestimmt, durch Struktur- und Qualitätsveränderungen, nicht aber quantitativ, durch die Zunahme bekannter Entitäten, deren Vergrößerung und Fortschreibung in die Zukunft.“ (S. 6)  

Dem Autor ist natürlich zuzustimmen: „Da der Ressourcenverbrauch überwiegend in der Industrie und in der Landwirtschaft erfolgt, führt die fortschreitende Tertiarisierung der Wirtschaft9

 zu einem relativen ... Rückgang des Ressourcenverbrauchs“ (S. 9), doch ignoriert er bei der Bewertung dieser Entwicklung, dass durch die Globalisierung ein großer Teil der energie- und rohstoffintensiven Produktion ins Ausland verlagert wurde10

. Um diesem Sachverhalt Rechnung zu tragen, hat übrigens das Statistische Bundesamt bereits 2009 den Indikator „Rohstoffproduktivität“ unter „Berücksichtigung der Importe und Exporte in Rohstoffäquivalenten“ weiterentwickelt und neue Berechnungen vorgelegt. Das Bundesamt kommt zu dem Ergebnis, dass „die Rohstoffproduktivität (also die Relation von Bruttoinlandsprodukt zu abiotischem Materialeinsatz) nach der bisherigen Berechnungsmethode des Indikators stärker gestiegen [ist] als bei der jetzigen Berechnungsmethode in Rohstoffäquivalenten [Rohstoffproduktivität: + 13,8 % (alt), + 4,0 % (neu)]“ (Auszug aus Wirtschaft und Statistik, 2009, S. 1140). Der Rückgang des Ressourcenverbrauchs ist demnach geringer, als er bejubelt wird – was auch die Grenzen eines Green New Deal kennzeichnet. 

Nachdem sich der Autor derart mit „Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch“ auseinandergesetzt hat, fragt er nach dem „BIP als Maß für Wirtschaftswachstum“ und führt die Gründe auf, die zeigen, wie problematisch dieses ist, um dann festzustellen: „Das BIP ist damit trotz der genannten Einschränkungen der umfassendste Ausdruck für die Leistungserbringung in einer Volkswirtschaft, das allgemeine Maß für die gesamtwirtschaftliche Leistung sowie für deren Veränderung im Zeitverlauf. Über den physischen Umfang der Güter und Leistungen und dessen Variation in der Zeit sagen das BIP und dessen Wachstumsrate indes nichts aus.“ (S. 10) Hier böte sich aus linker Sicht die Frage an, WELCHE Güter und Leistungen wir benötigen, welche uns wichtig sind, letztlich wie wir leben wollen? Dabei geht es um Ziel und Sinn der Wirtschaft, doch das ist ökonomisch weder zu fassen noch liegt das im Interesse des Autors. Im Kapitel „BIP als Wohlstandsindikator?“ bügelt er daher die „Kritik an der Markt- und Geldwirtschaft, welche ganze Bereiche gemeinschaftlicher Tätigkeit wie die Erziehungsarbeit, die Altenpflege, die Freiwilligenarbeit, die Hausarbeit usw. ausklammert,“ ab mit den Worten „Andererseits aber verkennt diese Kritik, dass es in einer Markt- und Geldökonomie prinzipiell unmöglich ist, unentgeltlich erfolgende und außerhalb des Marktes erbrachte Tätigkeiten gleichermaßen zu bewerten … Dass es in dieser Frage bisher keine Fortschritte gibt, ist also weniger der Dominanz «ökonomischer Sichtweisen neoklassischer Provenienz» ... zuzuschreiben, ... als vielmehr dem fehlenden ökonomischen Verständnis von manchen radikalen BefürworterInnen dieser Kritik.“. (S. 12)

Das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: Weil etwas ökonomisch nicht messbar und das verwendete Maß (BIP) daher unbrauchbar ist, liegt das Problem nicht etwa an dem Maß oder denjenigen, die es nutzen, sondern am fehlenden ökonomischen Verständnis der Wachstumskritiker. 

Ein Grund für die Wachstumskritik sind die mit dem BIP-Wachstum zusammenhängenden ökologischen Zerstörungen. Daher kommt auch der Autor um ein Kapitel „Wachstum und nachhaltige Entwicklung“ nicht herum. Hier bringt er einen historischen Abriss der Kapitalismusentwicklung um dann festzustellen, dass in einer entwickelten Volkswirtschaft wie Deutschland „ein moderates Wachstum des BIP für die Sicherung und Mehrung des materiellen Wohlstands“ mit „ein bis zwei Prozent“ „unverzichtbar“ scheint. Dann holt er zum Schlag gegen Wachstumskritiker aus: „Angesichts dieser Daten von der Gefahr eines exzessiven Wirtschaftswachstums zu sprechen, scheint maßlos übertrieben.“ (S. 16). 

Interessant aus linker ökologischer Sicht ist auch die Darstellung der Energiewende-Probleme. Er nennt es eine „ambitionierte Zielstellung“. Um „zu erreichen, den Anteil der erneuerbaren Energien von heute 20 bis 2020 auf 35 Prozent zu erhöhen und ihn dann sukzessive weiter zu steigern, bis er 2050 mindestens 80 Prozent der Stromerzeugung ausmacht, bedarf es nicht nur großer Anstrengungen bei der Einsparung von Energie und einer signifikanten Erhöhung der Energieeffizienz, sondern auch gigantischer Investitionen im Bereich der Stromproduktion, der Wärmeerzeugung und der Energieübertragung. … Dies wird von den VertreterInnen alternativer Konzepte mitunter übersehen oder unterbewertet … Ohne ökonomisches Wachstum lassen sich derart einschneidende Veränderungen aber nicht verwirklichen. Laut Schätzungen der Bundesregierung ist bis 2020 im Energiesektor ein Investitionsvolumen in Höhe von mindestens 200 Milliarden Euro erforderlich.“ (S. 17)  

Das Steuerkonzept DER LINKEN (http://die-linke.de/fileadmin/download/misc/20110129_Beschluss_Steuerkonzept.pdf) weist ohne Umverteilung einen Steuermehrertrag von 180 Mrd. € pro Jahr aus. Davon bleiben nach geplanten steuerlichen Mehrausgaben11

 noch 40 Mrd. € pro Jahr übrig – in dem Konzept für „Sozialstaatsgarantie/Krisenfolgelasten“ vorgesehen. Das sind in fünf Jahren (bis 2020) also 200 Mrd. € – dieselbe Summe, mit der Ulrich Busch die Notwendigkeit wirtschaftlichen Wachstums aus der Energiewende „begründet“. Da fragt sich doch, wieso in einer Veröffentlichung der RLS ein wichtiger Beschluss DER LINKEN einfach ignoriert wird?12

 

Mein Fazit

Eine vorgefasste Haltung ist eine denkbar ungünstige Ausgangsposition für eine wissenschaftliche, aber auch für eine populärwissenschaftliche Arbeit. Trotz aller logischer Kapriolen entgeht der Autor nicht den sich daraus ergebenden Widersprüchen. Daran ändert auch nichts, dass er andere, seiner Meinung widersprechende Erkenntnisse ignoriert. Auf der Basis des konstruierten Widerspruchs zwischen Ökonomen und Nichtökonomen diskreditiert er alle Nicht-Ökonomen. Das erinnert in fataler Weise an die 1980er Jahre, als Technikkritik aus breiten Schichten der Bevölkerung als inkompetent abgewiesen wurde. Doch für DIE LINKE schwerwiegender ist, dass diese Broschüre alle abstoßen muss, für die die Kritik am BIP-gemessenen Wirtschaftswachstum (auch) ein Angriff auf das Wirtschaftsprinzip des Kapitalismus13

 ist. Das ist bündnispolitisch fatal. 

Positiv ist zu bemerken, dass diese Broschüre bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung einen „Ausrutscher“ und nicht die generelle Linie darstellt. Sie dient bestenfalls als Anschauungsmaterial dafür, wie man Argumentation – auch sprachlich – nicht betreiben sollte. Die Position und Stil der Stiftung finden ihren Niederschlag in „MEHR ODER WENIGER? WACHSTUMSKRITIK VON LINKS“ (Materialien, August 2014 und in "NACH DEM WACHSTUM" (rosalux 2014, Heft 2).

"Wachstumsverzicht oder moderates Wachstum? Zum Disput zwischen Ökonomen und Nichtökonomen"; 

Reihe ANALYSEN, herausgegeben von der Rosa-Luxemburg-Stiftung, ISSN 2194-2951, Berlin, Mai 2013
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Allen Spendern, die uns auch im Jahr 2015 unterstützt haben, danken wir ganz herzlich. 
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Durch ihre Hilfe war es uns wieder möglich, Konferenzen durchzuführen sowie die "Beiträge zur Umweltpolitik" und die "Tarantel" herauszugeben und  einen Teil der Flyer neu aufzulegen. Sie stehen für die nächsten Wahlkämpfe zur Verfügung.^

Wir wünschen all unseren Leserinnen und Lesern ein frohes und besinnliches Weihnachtsfest sowie ein gesundes und vor allem friedliches Neues Jahr 2016.
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Fußnoten




	Nebenbei: Nach diesem System werden Emissionen aus bombardierten, brennenden Ölfeldern z.B. in Syrien nicht dem Land zugerechnet, das die Bomben abwirft, sondern Syrien.



	Am 3.7.2015 sagte Dietmar Bartsch auf der Tagung "Auf der Flucht vor humanitären Krisen: zur sozialen Dimension des Klimawandels": "Weil nach wie vor der Profit dominiert, sind Hunderttausende, ja Millionen auf der Flucht, um das nackte Leben zu retten. Klimaflüchtlinge gehören dazu." 



	siehe http://www.theguardian.com/business/2015/nov/13/brazils-slow-motion-environmental-catastrophe-unfolds



	Video auf https://www.youtube.com/watch?v=3Ov7ebf8ACU&app=desktop



	siehe https://www.tagesschau.de/ausland/haze-indonesien-103.html



	https://news.google.com/news/story?ncl=dsl7gITEQJ45EYM_gfgLuz0ZAGWXM&q=Eisenerzmine+Samarco&lr=German&hl=de&sa=X&ved=0ahUKEwj2_-an-qHJAhUB9g4KHa4IAIUQqgIIPTAI



	http://www.nzz.ch/wirtschaft/unternehmen/der-dammbruch-in-brasilien-zieht-immer-weitere-kreise-1.18646122



	Quellen:

http://engelundwir.de/erzengel/erzengel-gabriel.html

http://engelundwir.de/images/erzengel-gabriel-fr.jpg 



	Das Wachsen des Dienstleistungsbereiches gegenüber der Land-‚ Forst- und Fischwirtschaft sowie der Industrie.



	„Während also die deutsche Wirtschaft wuchs (zwischen 1991 und 2003 um 16%), ging der Rohstoffverbrauch absolut zurück. Gleichzeitig stiegen jedoch die aus dem Ausland importierten Materialien deutlich an, nicht zuletzt, um die Lücke bei der Energieversorgung, die im Braunkohlebereich entstanden war, zu schließen.“; in http://www.faktor-x.info/fileadmin/content/stoffstroeme_final.pdf; S. 4



	Zukunftsprogramm und -fonds; Bildungsausgaben schrittweise auf OECD-Durchschnitt erhöhen; Zusammenleben mit Kindern fördern; Armut und Ausgrenzung bekämpfen; Angleichung Ost; Gesundheit; Demokratie stärken; Globale Probleme lösen; Einsparungen bei umweltschädlichen Subventionen, teuren Prestigeobjekten in Forschung, Rüstungsforschung und Verteidigungsetat



	Ein weiterer Vergleich: Im Steuerkonzept DER LINKEN sind nur 10 Mrd. € „Einsparungen bei umweltschädlichen Subventionen, teuren Prestigeobjekten in Forschung, Rüstungsforschung und Verteidigungsetat“ vorgesehen; die Bundesregierung subventioniert Umweltzerstörung jährlich mit rund 50 Mrd. €.



	„Geld-Ware-mehr Geld“ bzw. „Kapital – Ware - Kapital+Profit“
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